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Wir sind alle „Dresden 
Nazifrei!” 


Am 19. Februar 2011 verhinderten 
20.000 Menschen den Aufmarsch von 
Neonazis in Dresden. Der geplante Groß- 
aufmarsch konnte nicht nur, wie im letz- 
ten Jahr, gestoppt werden — die Nazis 
schafften es teilweise nicht einmal, zu ih- 
rem Versammlungsort zu gelangen. Die 
Neonazis haben eine empfindliche Nie- 
derlage in dem von ihnen ausgerufenen 
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Der bittere Nachgeschmack... 


Am Abend des 19. Februar stürmten Son- 
dereinheiten der Polizei das „Haus der 
Begegnung“ in Dresden. Türen wurden 
aufgebrochen, 20 Personen mehrere 
Stunden festgenommen, Computer und 
Mobiltelefone beschlagnahmt. Eine Pri- 
vatwohnung und ein Anwaltsbüro wur- 
den ebenfalls durchsucht. In dem Gebäu- 
de befanden sich auch Engagierte des 
Bündnisses, die sich an diesem Tag um 
die Pressearbeit kümmerten. Die Polizei 
erklärte, Telefonüberwachungen hätten 
sie an diesen Ort geführt. Inzwischen ist 
klar: Eine Ermittlung nach $129 „Bil- 
dung einer kriminellen Vereinigung“ 
läuft gegen das Bündnis „Dresden Nazi- 
frei“. Mit Telefonüberwachung, Observa- 
tionen und Sondereinheiten gegen ein 
breites zivilgesellschaftliches Bündnis, 
das von Gewerkschaften und Parteien bis 
zu Antifagruppen, Initiativen und enga- 
gierten Einzelpersonen reicht. Angesichts 
des brutalen Polizeieinsatzes tagsüber 
sprach der Vizepräsident des Bundesta- 
ges, Wolfgang Thierse, von einer eigenar- 
tigen „Sächsischen Demokratie“. Was 
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Dresden 


stellt sich quer” fordert Einstellung 
des Ermittlungsverfahrens 


hätte er wohl nach diesem Akt polizeili- 
cher Willkür gesagt? Im Februar 2011 
forderte die sächsische NPD ein Verfah- 
ren nach $129 gegen „Dresden Nazifrei“. 
Bereits seit Oktober 2010 ermittelte of- 
fensichtlich das LKA Sachsen ganz im 
Sinne der Neonazis. Wir fordern die Ein- 
stellung der Ermittlungsverfahren, eine 
unabhängige Untersuchung der gewaltsa- 
men Durchsuchung des „Haus der Be- 
gegnungen“ und die Feststellung der Un- 
rechtmäßigkeit der Polizeiaktion. 


Und es geht weiter: Wir sind alle 
„Dresden Nazifrei!” 


Wir erklären uns weiterhin solidarisch 
mit allen, die einen der größten Neonazi- 


ErstunterzeichnerInnen 

Aktionsnetzwerk gegen Rechtsextremismus Jena e Dr. 
Albrecht Schröter (Oberbürgermeister Jena, SPD) ® 
Angela Marquardt (SPD) e Anja Siegesmund (MdL, 
Fraktionsvorsitzende Bündnis 90/Die Grünen im Thü- 
ringer Landtag) e Annamateur (Musikerin) e Antifa- 
schistische Linke Berlin e Archiv der sozialen Bewegun- 
gen, Bremen ® Astrid Rothe-Beinlich (Mitglied im Bun- 
desvorstand, Parlamentarische Geschäftsführerin der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Thüringer Land- 
tag) e Avanti - Projekt undogmatische Linke e Beatpoten 
(Band) e Björn Böhning (Vorsitzender Forum DL21 e.V., 
SPD) eBodo Ramelow (MdL, Fraktionsvorsitzender der 
Fraktion DIE LINKE Thüringen) eCaren Lay (MdB, Bun- 
desgeschäftsführerin DIE LINKE ) e Christine Buchholz 
(MdB, Parteivorstandsmitglied DIE LINKE) e Eva Jähni- 
gen (MdL Bündnis 90 / Die Grünen, Sachsen) e Fels - 
Für eine linke Strömung ® Frank Augsten (MdL, stellver- 
tretender Fraktionsvorsitzender BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN Thüringen) e Frank Werneke (stellvertreten- 
der Vorsitzender ver.di) e Henning Homann (MdL, SPD 


Stolberg 2011 


aufmärsche Europas verhindert haben. 
Im Januar 2010 haben die Razzien der 
Staatsanwaltschaft gegen „Dresden Nazi- 
frei“ zu einer ungeahnten Welle der Soli- 
darisierung geführt. Am Ende stand die 
erstmalige Verhinderung von Europas 
größtem Neonaziaufmarsch. In diesem 
Jahr versucht die Staatsanwaltschaft, ein 
breites gesellschaftliches Bündnis als 
„kriminelle Vereinigung“ zu verunglimp- 
fen. Wir hoffen auf eine weitere breite 
Solidarisierung, um diesen absurden Ver- 
such ins Leere laufen zu lassen, am Ende 
werden wir Europas größten Naziauf- 
marsch gemeinsam Geschichte werden 
lassen! 

www.dresden-nazifrei.com n 


Sachsen, Sprecher für demokratische Kultur und zivil- 
gesellschaftliches Engagement SPD) e Johannes Lichdi 
(MdL Bündnis 90 / Die Grünen, Sachsen) e Katja Kip- 
ping (MdB, stellvertretende Parteivorsitzende DIE LIN- 
KE) e Katy Hübner (Bundesjugendsekretärin IG BCE) ® 
Klaus Ernst (MdB, Parteivorsitzender DIE LINKE) eKon- 
stantin Wecker (Liedermacher) e Markus Schlimbach 
(stellvertretender Vorsitzender DGB Sachsen) e Matthi- 
as Machnig (Minister für Wirtschaft, Arbeit und Tech- 
nologie, SPD Thüringen) e Monika Lazar (MdB Bünd- 
nis 90/Die Grünen) e Peter Metz (MDL, SPD Thürin- 
gen) e Renate Licht (Vorsitzende DGB Thüringen) ® 
Rene Rudolf (Bundesjugendsekretär DGB) Rico Geb- 
hardt (MdL, Landesvorsitzender DIE LINKE Sachsen) ® 
Ringo Bischoff (ver.di Bundesjugendsekretär) e Rote 
Hilfe, OG Berlin e Sascha Vogt (Bundesvorsitzender 
der Jusos in der SPD) e Sebastian Krumbiegel (Sänger 
Die Prinzen) e Stephan Kühn (MdB Bündnis 90 / Die 
Grünen) e Thomas Voß (Landesleiter des ver.di Landes- 
bezirks Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) © 
VVN-BdA, Berlin 


Am kommenden Wochenende 8./9. April 
wollen die Nazis erneut in Stolberg einfal- 
len und am Freitag Abend sowie am Sams- 
tag tagsüber im Wohnviertel Stolberg 
Mühle die dort lebenden Einwohnerinnen 
und Einwohner in Angst und Schrecken 
versetzen. Das „Bündnis gegen den Nazi- 
aufmarsch in Stolberg“, dem sich inzwi- 
schen viele Menschen und Organisationen 
aus der Region angeschlossen haben, will 
das verhindern. Informationen, Hinter- 
gründe sind folgenden websites zu entneh- 
men: 

http://www.aachen.vvn-bda.de 

http://blockieren.mobi 


8./9. APRIL 2011 


STOLBERG: 


DEN NAZIAUFMARSCH 


GEMEINSAM 
BLOCKIEREN! 


WWW.BLOCKIEREN.MOBI 


:meldungen, aktionen 


Brinkmann zurückgetreten 


BERLIN. Der Berliner Landesvorsitzende 
der selbsternannten „Bürgerbewegung 
pro Deutschland“, Patrik Brinkmann, ist 
Ende März von allen Parteiämtern zu- 
rückgetreten. Brinkmann reagierte damit 
auf die Nominierung Alexander Schlesin- 
gers für den Berliner Bezirk Mitte. Dieser 
soll homosexuell sein und der NPD ange- 
hört haben. Der als vermögend geltende 
Brinkmann unterstellt „Dekadenz“ sowie 
„Unterstützung des Nationalsozialismus 
und Antisemitismus“. Schlesinger versto- 
Be „gegen alle Kriterien. Ich wusste von 
diesen Dingen nichts. Manfred Rouhs hat 
mich offenbar bewusst falsch informiert. 
Damit ist jede Grundlage für eine Zusam- 
menarbeit entzogen“, erklärte Brink- 
mann. Dieses Ereignis stelle „den 
Schlusspunkt einer längeren Entwicklung 
dar“. Ein „gemeinsames Agieren aller is- 
lamkritischen Kräfte“ sei so unmöglich. 
„Wenn Pro Deutschland auf einer Ebene 
mit dem Regierenden Bürgermeister Wo- 
wereit agiert, dann ist es Zeit, die Not- 
bremse zu ziehen.“ „Pro-Deutschland“- 
Chef Manfred Rouhs, selbst einst Funk- 
tionär der „Jungen Nationaldemokraten“, 
erklärte gegenüber dem „Der Tagesspie- 
gel“, er werde Brinkmann auffordern, die 
Kandidatur für die Bezirksverordneten- 
versammlung Steglitz-Zehlendorf zu- 
rückzuziehen. Er hielt Brinkmann vor, fi- 
nanzielle Versprechen nicht eingehalten 
zu haben. hma 


Gedenkfeiern auf Kreta 


KRETA. Der „Bund Deutscher Fall- 
schirmjäger‘ (BDF) will aus Anlass des 
70.Jahrestags der Kämpfe um Kreta bei 
den diesjährigen Gedenkfeiern in der 
Suda-Bucht und in Maleme verstärkt Prä- 
senz zeigen. Organisiert wird deshalb für 
den 18. bis 25. Mai eine Reisegruppe für 
„BDF-Mitglieder, Veteranen, militärhis- 
torisch Interessierte und deren Angehöri- 
ge/Lebens-partner“. Gemeinsam will 
man militärhistorische Stätten besuchen 
und am 21. und 22. Mai an den Gedenk- 
feiern auf Kreta teilnehmen. hma 


„Sprachwahrer” Ramsauer 


ERLANGEN. Die „Deutsche Sprachwelt“ 
hat Bundesverkehrsminister Peter Ram- 
sauer zum „Sprachwahrer des Jahres 
2010“ gewählt. Mit 25,3 % wurde Ram- 
sauers „Deutsch-Initiative‘ auf den ersten 
Platz gewählt. „Schriftleiter“ Thomas 
Paulwitz, auch Autor in der „Jungen Frei- 
heit“, bezeichnete Ramsauer als verlässli- 
chen Anwalt der deutschen Sprache und 
lobte dessen Initiative, in seinem Ressort 
entbehrliche Anglizismen zu tilgen. Auch 
setze sich Ramsauer dafür ein, dass die 
Deutsche Bahn weniger „Denglisch“ ver- 
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wende. So sei z. B. aus dem „Travel Ma- 
nagement“ die „Reisestelle“ geworden. 
hma 


Ermittlungen gegen 
Hooligans 


NIEDERLANDE/DEN HAAG. Die Staatsan- 
waltschaft in Den Haag ermittelt gegen 
Fans des Ehrendivisionärs ADO Den 
Haag. Diese sollen Ende März an einer 
Feier nach dem 3:2-Erfolg über Ajax 
Amsterdam teilgenommen haben. Nach 
Informationen der Polizei soll im ADO- 
Fanclub eine Gruppe Hooligans „Hamas, 
Hamas, vergas Juden“ gerufen haben. 
hma Mi 


„Lebensschützer”-Demo in 
Freiburg 


FREIBURG IM BREISGAU. Auf den Inter- 
netseiten der umstrittenen „Priesterbru- 
derschaft St. Pius X.“ wird ein „Gebets- 
und Demonstrationszug zum Schutze des 
Lebens“ am 29. April in Freiburg bewor- 
ben. Er soll um 17 Uhr vor „Pro Familia“ 
beginnen und durch die Innenstadt zum 
Kartoffelmarkt ziehen. Hier soll auf einer 
Kundgebung um 18.45 Uhr der Vorsit- 
zende der „Aktion Leben e.V.“, Walter 
Ramm, sprechen. hma WM 


Rechtsextreme der Stadt 
verwiesen 


HANNOVER. Neonazis haben am Wo- 
chenende (25.3.) in der Wunstorfer In- 
nenstadt (in der Nähe von Hannover) das 
verbotene Horst-Wessel-Lied ange- 
stimmt. Die 22 Rechtsextremisten aus 
Wunstorf und Stadthagen versammelten 
sich zu einer Demonstration gegen das al- 
ternative Jugendzentrum „Wohnwelt“. 
Die Polizei löste die Gruppe auf, stellte 
die Personalien der Beteiligten fest und 
forderte die angereisten Rechtsextremis- 
ten auf, die Stadt zu verlassen. Die Neo- 
nazis hatten mit der Versammlung auf 
eine zeitgleiche Kundgebung des Vereins 
„Lebenstraum“ reagiert. Die Mitglieder 
betreiben in der „Wohnwelt‘ einen links- 
alternativen Infoladen, dem die Schlie- 
Bung bevorsteht, weil die Stadt den Raum 
nicht länger zur Verfügung stellen will. 
bee 
Quelle: Hannoversche Allgemeine 
Zeitung, 28.3.2011 


Northeim will NPD-Partei- 
tag verhindern 


NORTHEIM. Die Stadt Northeim will mit 
einer kurzfristigen Änderung der Benut- 
zungsordnung verhindern, dass die NPD 
ihren diesjährigen Landesparteitag in der 
Northeimer-Stadthalle abhalten kann. 


Der NPD-Landesvorstand habe sich bei 
der Stadt gemeldet und die Anmietung 
der Stadthalle beantragt, heißt es von Sei- 
ten der Stadt. Als Haupttermin für den ge- 
planten Parteitag sei der 17. April ge- 
nannt worden, daneben habe die rechts- 
extreme Partei acht Ausweichtermine in 
den Monaten April und Mai angegeben. 
Die Stadt habe daraufhin rechtliche 
Schritte überlegt, um dies zu verhindern. 
Auf der kommenden Ratssitzung soll 
eine Änderung der Miet- und Benut- 
zungsordnung für die Northeimer Stadt- 
halle verabschiedet werden, nach der 
dann nur noch kulturelle Veranstaltungen 
sowie Veranstaltungen, die einen regio- 
nal-spezifischen Bezug zu Northeim ha- 
ben zugelassen werden. Die Änderung 
bedeutet, dass auch andere Parteien keine 
Bundes- oder Landesparteitage mehr in 
der Stadthalle abhalten dürfen. 

Im vergangenen Jahr war die NPD mit 
ihrem Versuch gescheitert, ihren Landes- 
parteitag im Kurhaus in Bad Ganders- 
heim abzuhalten. Einer der damaligen 
Miteigentümer des Kurhauses hatte den 
Mietvertrag abgeschlossen, ohne seinen 
Kompagnon davon in Kenntnis zu setzen. 
Auf dessen Antrag hin untersagte das 
Amtsgericht Bad Gandersheim die Ver- 
anstaltung. Die NPD wich daraufhin 
kurzfristig in eine Gaststätte in Wilhelms- 
haven aus. bee 

Quelle: Hannoversche Allgemeine 
Zeitung, 19.3.2011 


„Nazifrei in Plauen” 
gegründet 


Auf Initiative des Aktionsnetzwerks 
„Buntes Vogtland“ hat sich am 11.3.2011 
ein breites demokratisches Spektrum aus 
Gewerkschaften, Initiativen, Kirchen, 
Parteien und Vereinen zu einem Bündnis 
„Nazifrei in Plauen“ zusammengefunden. 

Anlass dafür ist der geplante Naziauf- 
marsch am 16. April 2011 in Plauen. 

Dem Bündnis gehören unter anderem 
der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB), die IG Metall, die Ev.-Luth. St.- 
Johannis-Kirche Plauen, die Mobile Ju- 
gendarbeit Plauen e.V., Forum Kunst / 
Plauen e.V., die Vereinigung der Verfolg- 
ten des Naziregimes — Bund der Antifa- 
schisten, Vivere — Leben für Vielfalt und 
Courage e.V., die MOVE-Kontaktstelle 
gegen Rechts, das Fanprojekt Plauen — 
Vogtland e.V., die Bürgerplattform für 
demokratische Erneuerung e.V., das Bür- 
gerforum Sozialkultur, attac, die Jusos, 
die Linksjugend [‘solid], sowie die Par- 
teien SPD, Die Linke, Bündnis 90/Die 
Grünen an. Zur Gründung des Bündnis- 
ses erklären die Sprecher: „Nazis über- 
ziehen derzeit unser Land mit Gedenk- 
und Trauermärschen in der Absicht, die 
Geschichte des Nationalsozialismus und 
dessen Folgen zu verfälschen. Wie er- 
folgreich sie damit in Plauen sein wer- 
den, liegt in unserer Hand. 


16. April 2011 


Das Blindeis „Naziärei Im Plaman“ ruft zum Irkofiichen Proiast 
wegen den Naziamtmarsch am 16. Aırll 2011 amt 
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Wir, die Bündnispartner, sind einhellig 
der Meinung, dass wir an diesem Tag den 
Nazis nicht unwidersprochen den öffent- 
lichen Raum überlassen dürfen. 

Um alle Vogtländerinnen und Vogtlän- 
der zu einer Protestaktion zu mobilisie- 
ren, werden wir in der kommenden Wo- 
che mit unserem Aufruf an die Öffent- 
lichkeit gehen. 

Höchstes Anliegen des Bündnisses ist 
die friedliche, gewaltfreie Organisation 
und vor allem Durchführung unseres Pro- 
tests. Dazu planen wir eine friedliche Ge- 
genkundgebung am 16. April in der 
Plauener Innenstadt. 

Plauen ist eine weltoffene und tolerante 
Stadt, in der es für Nazis keinen Platz 
gibt! 

Dafür möchten wir an diesem Tag ein 
klares Zeichen für Demokratie, Toleranz 
und Menschenwürde weit über die Gren- 
zen unseres Vogtlandes hinaus setzen. 

Unterstützung wurde uns bereits aus 
dem Rathaus signalisiert. Es werden in 
der kommenden Woche Gespräche mit 
dem Oberbürgermeister stattfinden.“ 

Bündnis „Nazifrei in Plauen“ 
Plauen, den 20. März 2011 
www.plauen-nazifrei.de 


Landesregierung verkennt 
neofaschistische Gefahr 


NRW. Eine Große Anfrage der Links- 
fraktion im Landtag zum Thema „Neofa- 
schismus in Nordrhein-Westfalen“ ist 
jetzt durch die Landesregierung beant- 
wortet worden. Anna Conrads, innen- 
und rechtspolitische Sprecherin der Frak- 
tion DIE LINKE im Landtag von NRW, 
allerdings ist empört: „Das ist ungeheuer- 
lich! Die Antwort der rot-grünen Minder- 
heitsregierung illustriert die permanente 
Untertreibung der realen Gefahr, die von 
neofaschistischen Organisationen und 
Parteien in NRW ausgeht.“ Die Abgeord- 
nete hatte von der Landesregierung aus- 
führliche Informationen zu neofaschisti- 
schen Strukturen und Aktivitäten in NRW 
gefordert und muss nun festellen, „dass 
die Landesregierung es tatsächlich fertig 
bringt, Menschen, die nachweislich von 
Neofaschisten ermordet wurden, nicht in 
der Statistik zu nennen.“ So unterschlägt 
die Landesregierung die Ermordung drei- 
er Dortmunder Polizeibeamter im Jahr 
2000 durch den Neonazi Michael Berger 
sowie die Ermordung des Punks Thomas 
Schulz, der im März 2005 in Dortmund 
vom Rechtsextremisten Sven Kahlin 
erstochen wurde. 

Jedes Jahr kommt es in NRW zu über 
5000 Straftaten mit rechtem Hintergrund 
— 100 pro Woche. Die Dunkelziffer dürfte 
nach Expertenangaben indes um rund ein 
Drittel höher liegen. In Dortmund oder 
auch der Region Aachen gehören die all- 
tägliche Bedrohung durch Neonazis so- 
wie Anschläge auf Büros, Privatwohnun- 
gen und Ladenlokale vermeintlicher Na- 
zigegner bereits zum Alltag. 

„Ich fordere die Landesregierung drin- 
gend auf, endlich aufzuhören, die neofa- 
schistische Gefahr weiter zu verharmlo- 
sen und endlich spezifische Beratungs- 
stellen für Opfer rechter Gewalt einzu- 
richten, wie sie meine Fraktion nach dem 
Vorbild der meisten anderen Bundeslän- 
der auch für NRW fordert,‘“ so Conrads. 

Katharina Schwabedissen, Landesspre- 
cherin der LINKEN in NRW ergänzt: 
„Entgegen der Behauptung der Landesre- 


Fritz Bringmann verstorben 


Rolle in der FIR. 


Mit tiefer Trauer müssen wir den Tod von Fritz Bringmann vermelden. Fritz Bring- 
mann starb Ende März im Alter von 93 Jahren. Er war deutscher Kommunist und 
Widerstandskämpfer. Er wurde fast 10 Jahre von den Nazis eingekerkert, davon 
viele Jahre in den Konzentrationslagern Sachsenhausen und Neuengamme. Trotz 
Terror und Misshandlungen blieb er standhaft und half seinen Mithäftlingen. 

Nach der Befreiung engagierte er sich in der VVN und insbesondere in der Ami- 
cale Internationale de Neuengamme, deren Generalsekretär, Vizepräsident und spä- 
ter Ehrenpräsident war. In diesem Rahmen spielte er viele Jahre eine verdienstvolle 


Wir übermitteln den Angehörigen, seinen Mitstreitern und Freunden in der Ar- 
beitsgemeinschaft Neuengamme e.V. unser tief empfundenes Mitgefühl. Wir wer- 


den ihm ein ehrenden Andenken bewahren. 


Federation Internationale des Resistants (FIR) - Association Antifasciste I 


Dr. Ulrich Schneider 


gierung ist es vielfach nicht der Fall, dass 
Menschen, die von Neonazis im Internet 
oder per Flugblattaktion bedroht bzw. ge- 
outet werden, von der Polizei darüber 
informiert werden. Auch wurden in der 
Vergangenheit zum Beispiel in Dortmund 
von Neofaschisten begangene Sachbe- 
schädigungen nicht als rechte Gewalt 
klassifiziert, selbst wenn am Tatort ein- 
deutige Symbole hinterlassen wurden.“ 
Weiter sagte sie: „Entweder hat das 
nordrhein-westfälische Landesamt für 
Verfassungsschutz keine Informationen 
über die Neonaziszene oder die fragwür- 
dige Behörde will diese nicht zugänglich 
machen. In beiden Fällen stellt sich die 
Frage, warum das so ist.“ 
Anna Conrads ist innen- und rechts- 
politische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE im Landtag von NRW I 


Erfolg für „Bündnis Köln- 
Nord gegen Rechts” - Nazi- 


stammtisch fand nicht statt 
Körn. Ein rechtsradikaler Stammtisch 
mit dem Namen „Freiheitsstammtisch“ 
war in einem altehrwürdigen Esslokal in 
Köln-Nippes angemeldet worden. Aus- 
gerechnet im „Goldenen Kappes“ , über 
dessen Eingang noch immer der David- 
stern hängt und dessen ursprünglicher 
Besitzer in der Nazidiktatur wahrschein- 
lich ermordet wurde, wollten diese „Frei- 
heitlichen“ sich treffen. 

Aber sie hatten die Rechnung ohne den 
Wirt und ohne das Bündnis „Köln-Nord 
gegen Rechts“ gemacht. Nur wenige 
Stunden wurden 23 Leute in Nippes zu- 
sammengetrommelt und dies scheint die 
12 Braunen unangenehm beeindruckt zu 
haben, die „unauffällig“ vor dem Eingang 
herumstanden. Wir begannen sie zu foto- 
grafieren und sie fühlten sich sichtlich 
unwohl dabei. Schließlich tauchte ein 
Vorstandsmitglied unseres Nippesser 
Karnevalsvereins ( „Appelsienenfunken“ 
wegen der orange/weißen Uniform ge- 
nannt) und drohte dem mittlerweile er- 
schienenen Geschäftsführer an, dass man 
dafür sorgen werde, dass künftig kein 
Karnevalist mehr den Laden betreten 
werde, wenn die braune Brut sich darin 
breit machen dürfte. 

Die Mitglieder unseres derweil an drei 
Tischen lagernden Bündnisses bekamen 
von ihm noch ein Bier spendiert, bevor er 
das Lokal wieder verließ. Erfreut waren 
wir auch darüber, dass der örtliche SPD- 
Bezirksbürgermeister erschienen war und 
sich demonstrativ zu uns gesellte. Die 
braune Truppe vor dem Lokal hatte mitt- 
lerweile von dem Geschäftsführer Lokal- 
verbot erhalten und zog still schmollend 
von dannen... noch einige hundert Meter 
von Antifas beobachtend begleitet. Eine 
erfolgreiche Aktion, die für die große 
Mobilisierung am 7. Mai in Köln hoff- 
nungsvoll stimmt! 

Bündnis Köln-Nord gegen Rechts I 
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Nicht noch mehr „Kennedys”! 
BERLIN. „Die Bundesregierung kündigt 
an, linke Organisationen noch stärker mit 
Spitzeln zu durchsetzen als bisher. Diese 
Pläne gehören dringend in den Mülleimer“ 
fordert die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke. Die 
Bundesregierung kündigte in einer Ant- 
wort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
(17/4833) verschärfte Maßnahmen gegen 
die linke Szene an. Jelpke weiter: @Der 
Verfassungsschutz betreibt derzeit ein Pro- 
jekt mit dem Titel „Verstärkte Aufklärung 
der gewaltbereiten Szenen durch mensch- 
liche Quellen.‘ Die Bundesregierung be- 
stätigt, sie wolle den Einsatz von „Vertrau- 
ensleuten“ in der linken Szene ausweiten, 
weil dies „eines der effektivsten nachrich- 
tendienstlichen Mittel zur Informationsbe- 
schaffung“ sei. 

Gerade erst haben wir anhand der Affäre 
um den britischen Polizeispitzel Mark 


STOLBERG. Im Vorfeld des Neona- 

ziaufmarsches am 8./9. April in 

Stolberg sollten Informationsver- 
anstaltungen über die Gefahr des Neona- 
zismus informieren. Das Stolberger 
Bündnis hatte deswegen die von der Ge- 
werkschaft Verdi und der VVN-Bund der 
Antifaschisten erstellte Ausstellung „Neo- 
faschismus in der Bundesrepublik“ be- 
stellt. Flugblätter und Plakate waren be- 
stellt, Aufkleber mit den örtlichen Anga- 
ben über Anfangszeiten und Orte waren 
hergestellt. Kurz vor dem Datum der ge- 
planten Eröffnung der Ausstellung wurde 
die VVN-BdA telefonisch von Bürger- 
meister Gatzweiler (SPD) darüber infor- 
miert, dass sowohl die Ausstellung als 
auch die Veranstaltungen abgesagt wür- 
den. Da es keine schriftlichen Stellung- 
nahmen des Bündnis gibt, sind wir auf 
Hören-Sagen angewiesen. 

Trotzdem können wir diesen Affront 
nicht kommentarlos hinnehmen. Es sind 
sinnlos erhebliche Anstrengungen unter- 
nommen und Gelder ausgegeben worden, 
nur weil das Bündnis seine Zusagen nicht 
einhalten konnte oder wollte. Die Planung 
der Veranstaltungen im Vorfeld des Nazi- 
aufmarschs begann im letzten Herbst. Die 
Ausstellung ist von Beginn an im Netz zu 
begutachten. Es handelt sich um eine ak- 
tualisierte Fassung der Ausstellung, die 
bereits in der Stadtbücherei zu sehen war. 

Versuchen wir den Pudding an die 
Wand zu nageln. Es ist schwer auf Argu- 
mente einzugehen, die nur telefonisch im 
4 Ohren Prinzip vorgetragen wurden. Es 
geht wohl um folgende Punkte: 

1. Die Ausstellung ist in dieser Form 
schon in vielen Städten gezeigt worden 
und in einigen Städten hat es kontroverse 
Diskussionen gegeben. Die Neonazis 
stellten Strafanzeigen und drohten mit 
Gewalt. In der alten und der neuen Fas- 
sung der Ausstellung sind 2 Tafeln von 21 
thematisch mit der Verantwortung von 
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Kennedy alias Stone erfahren, wie lücken- 
haft die Kontrolle solcher Spitzel ist. Ken- 
nedy hat jahrelang die linke Szene in Eu- 
ropa unterwandert und dabei nicht nur zu 
Straftaten angestachelt, sondern auch 
selbst welche begangen, wie etwa das An- 
zünden von Mülltonnen am Rande von 
Demonstrationen. Sein Einsatz geriet völ- 
lig außer Kontrolle. Wenn der Verfas- 
sungsschutz nun sein Spitzelprogramm 
ausweitet, sind noch mehr „Kennedys“ 
vorprogrammiert, das heißt noch mehr 
Straftaten im Namen der Staatsräson, noch 
mehr Überwachung linker Organisationen 
und noch mehr Abbau demokratischer 
Rechte. 

Nicht minder abenteuerlich ist die Be- 
hauptung der Bundesregierung, ihre soge- 
nannte „Gesamtkonzeption zur Bekämp- 
fung der politisch motivierten Gewaltkri- 
minalität‘‘ — die sie unter Verschluss hält - 
sei notwendig, um angebliche „Gewaltex- 


zesse“ linker Gruppen zu bekämpfen. Den 
Nachweis solcher „Exzesse‘“ bleibt sie 
schuldig. Heuchlerisch ist zudem ihre 
Rechtfertigung, man müsse gegen Antifa- 
Gruppen vorgehen, weil deren Proteste ge- 
gen Nazi-Aufmärsche „eventuell vorhan- 
dene bürgerliche Proteste zu diskreditie- 
ren“ drohten. Dabei haben vorigen Monat 
in Dresden linke Organisationen gemein- 
sam mit anderen politischen Spektren den 
Naziaufmarsch erfolgreich verhindert. 
Nur CDU und FDP waren nicht dabei - 
diese versuchen vielmehr, die Linken zu 
kriminalisieren und gehen in Sachsen so- 
gar mit dem Paragraphen 129 („kriminelle 
Vereinigung“) gegen das Bündnis „Dres- 
den Nazifrei“ vor. Letztlich geht es der 
Bundesregierung und den sie tragenden 
Parteien nur darum, linke Proteste zu kri- 
minalisieren. Damit stärken sie nicht den 
Rechtsstaat, sondern allenfalls die Nazis. 

Ulla Jelpke, MdB, www.ulla-jelpke.de I 


Stolberg: Neofaschismus- 
Ausstellung abgesagt 


Politikern als Stichwortgeber für die äu- 
Berste Rechte gefüllt. Das hat nicht allen 
Genannten gefallen und das sollte es auch 
nicht. Die Verantwortung der so genann- 
ten Mitte der Gesellschaft für das Erstar- 
ken des Neofaschismus ist wissenschaft- 
lich erforscht. Sie wurde in Büchern und 
Vorträgen veröffentlicht und war bislang 
selbst in Stolberg nicht bestritten. Stol- 
berg will aber offenbar auf Kosten der 
Wahrheit einen Schulterschluss der Par- 
teien erreichen. Es wird ja keines der Zita- 
te von deutschen Politikern bestritten. Die 
traurige Realität ist, dass man eine ganze 
Ausstellung nur zu diesem Thema ma- 
chen könnte. Es ist vielmehr eine Harmo- 
niesucht mit der Politik rechts von der 
Mitte festzustellen, der die Diskussion 
und die demokratische Kontroverse geop- 
fert wird. 

2. Es ist durchaus möglich, dass die 
NPD auch gegen die neue Ausstellung 
agiert hätte. Sie waren ja schon bei der 
letzten Ausstellung mit ihren Hetzparolen 
dabei. Es kann aber nicht die Aufgabe der 
Arbeit gegen Rechts sein, möglichst kon- 
fliktfrei gegen Neonazis vorzugehen. Man 
darf sich nicht von der Angst vor mögli- 
chen Angriffen der NPD einschüchtern 
lassen. 

3. Wir hörten auch das „Argument“, 
jetzt müssten alle (?) zusammenstehen 
und wir dürften keine „Parteipolitik“ ma- 
chen. Die Organisatoren der Ausstellung, 
die Gewerkschaft Verdi und die VVN - 
Bund der Antifaschisten sind beides über- 
parteiliche Organisationen. Wenn in der 
Ausstellung einzelne Politiker kritisiert 
werden, dann ist die administrative - statt 
argumentative - Abwehr dieser Kritik Par- 
teipolitik, nämlich zum vorgeblichen 


Schutz dieser Politiker. Demokratie lebt 
von der Debatte, auch der Kontroverse. 
Verbote von Debatten sind kein Dienst an 
der Demokratie. Wer sich dem Druck der 
rechten Kräfte aussetzt und sich nicht wi- 
dersetzt, sollte nicht auch noch verlangen, 
dass der Deckmantel des Schweigens 
über dieses peinliche Rückgratlosigkeit 
gelegt wird. 

Wir wissen, dass die NPD sich freut, 
wenn ihre Gegner sich streiten. Aus unse- 
rer Sicht ist aber der Streit unter Demo- 
kraten mehr wert, als die einheitliche Dik- 
tatur der Neonazis. Auf längere Sicht sind 
Gesellschaftsmodelle der Demokratie ef- 
fektiver und lebensbejahender als alles, 
was die Nazi Propaganda mit dem 
Wunsch nach dem „starken Mann“ ver- 
spricht. 

Die Ausstellung, die in Stolberg von 
konservativen Kräften vorläufig verhin- 
dert wurde, wird in dieser Woche im Rat- 
haus von Düren sowie anschließend beim 
Zug der Erinnerung im Dürener Bahnhof 
gezeigt. Veranstalter ist das Dürener 
Bündnis gegen Rechts. In diesem Bündnis 
ist der Dürener Bürgermeister (CDU) ei- 
ner der Sprecher. 

Wir wünschen den Stolbergern eine 
Bürgerinitiative, die anderen ein verlässli- 
cher Partner ist. Wir wünschen uns allen 
den Mut, Konflikte unter Demokraten 
aushalten zu können. Sich den Rechtsten- 
denzen zu widersetzen erfordert Rückgrat 
und Zivilcourage. Standhaftigkeit statt 
Opportunismus, demokratisches Selbst- 
bewusstsein statt Untertanentum und Ge- 
horsam: das sind unserer Meinung nach 
die Mittel im Kampf gegen Rechts. 

http://www.aachen.vvn-bda.de 
http://neofa-ausstellung.vvn-bda.de/ 


Der Bezirksverband Schwaben 

der bayerischen NPD veranstalte- 

te am Samstag, 19. März 2011, 
den sogenannten „Schwabentag”. Im 
Günzburger „Forum am Hofgarten” spiel- 
ten die bekannten Neonazibands „Fight 
tonight” aus Sachsen und „Frontalkraft” 
aus Brandenburg. Udo Pastörs, Vorsitzen- 
der der NPD-Fraktion im Schweriner Land- 
tag, hielt vor den jungen und alten Neo- 
nazis eine rassistische Hetzrede. 


Besäufnis statt Bürgernähe: 


Organisiert von den NPD-Bezirksvor- 
standsmitgliedern Stefan Winkler, Ale- 
xander Feyen, Thomas Bader und Bettina 
Rauch standen den Besucher_innen Saal 
und Foyer des städtischen Kulturzen- 
trums „Forum am Hofgarten“ zur Verfü- 
gung. Im ersten Stock waren Tische mit 
Propagandamaterial, z. B. der Parteizei- 
tung „Deutsche Stimme“, sowie mit den 
Artikeln neonazistischer Versände aufge- 
baut. Die bis zum Nachmittag spärlich 
angereisten NPD-Sympathisant_innen 
hielten sich trotzdem meist außerhalb des 
Halleneingangs auf, an dem ein eigener 
Ordnerdienst vor der Tür patrouillierte. 
Auf dem abgeriegelten Platz vor dem 
„Forum am Hofgarten“, auf dem der 
NPD-Bezirksvorsitzende Stefan Winkler 
(Holzheim, Lkr. Neu-Ulm) und sein 
Stellvertreter Alexander Feyen (Münster, 
Lkr. Donau-Ries) eigentlich eine Dauer- 
kundgebung „Unser Volk zuerst!“ ange- 
meldet hatten, war außer dem vielfre- 
quentierten Bierstand nur ein verwaistes 
Kuchenbuffet geboten. 

Die jüngeren Neonazis und Boneheads 
nutzten die Gelegenheit zum Besäufnis 
vor der Tür. Einige der Teilnehmer_innen 
kamen aus den neonazistischen Kame- 
radschaften „Freundeskreis Gilching“ 
und „Voice of Anger“ (Memmingen), ein 
Kuttenträger präsentierte sich als Mit- 
glied der „Southland Boys“-Rockergrup- 
pe. Auf Sweatshirts und als Tattoos zeig- 
ten sie „Schwarze Sonnen“ der SS und 
auch ein (verbotenes) „White Power‘- 
Keltenkreuz. Der NPD-Bundestagskandi- 
dat Ron Appelt („Freundeskreis Gil- 
ching‘“) trat mit dem gewaltverherrlichen- 
den Sweatshirt-Motiv „Spezialist für 
Körperverletzung“ in Günzburg auf (s. 
Foto). 


Sascha Roßmüllers langatmige 
Ausführungen: 


Die erstaunlich vielen älteren Neonazis 
hörten im Saal einer Rede des NPD-Lan- 
desvorstandsmitglieds und „Bandidos“- 
Rockers Sascha Roßmüller (Rain bei 
Straubing) zu. Roßmüller hatte Mühe, 
mit seiner fast einstündigen Ansprache 
zum Thema „Finanzkrise“ die Anwesen- 
den mitzureißen. Am Ende gabs dazu den 
Rechtsaußen oft üblichen Themenbogen 
von den angeblichen „Tabuthemen“ über 
die „politischen Denkverbotszonen“ bis 
zu den rechten Standardphrasen bezüg- 


Schwabentag der NPD: „Wir 
ertrinken in fremden Blut” 


lich „Scharia“ und „Kriminalität“. Roß- 
müller gab noch eine Prise Populistisch- 
Rassistisches dazu: Bayern sei „ein 
Volksstaat“ und „kein Vielvölkerstaat“. 
Die Rede Udo Pastörs’ hörte sich Roß- 
müller nicht an und ließ sich stattdessen 
im Anschluss von schwäbischen NPD- 
Aktivist_innen wegfahren. 


Udo Pastörs rassistische Hetze: 
Udo Pastörs (Lübtheen, Mecklenburg- 


Vorpommern) wurde von Stefan Winkler 
fälschlicherweise als „stellvertretender 


Parteivorsitzender“ der NPD angekün- 
digt, worauf der NPD-Landtagsfraktion- 
schef Pastörs zu Beginn seiner Rede ein- 
ging: „Was noch nicht ist, kann ja noch 
werden“. Er sei „der Einladung gefolgt, 
weil ich natürlich auch mal schauen woll- 


Der NPD-Bundestagskandidat Ron Appelt (r.) in Günzburg. Foto: Robert 


Andreasch 


te, wie denn die NPD und das nationale 
Lager hier im Süden aufgestellt ist.“ Es 
gebe hier, „was die Mitgliedschaft in der 
NPD angeht und was die Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Opposition angeht, 
(...) offensichtlich kein demographisches 
Problem“, zeigte sich Pastörs zufrieden. 

Dann folgte ein Rundumschlag des we- 
gen seiner Reden bereits zu einer Bewäh- 
rungsstrafe verurteilten NPD-Funktio- 
närs: gegen Guttenberg („diese Scheißho- 
se‘), Westerwelle („sexuell unappetitlich 
orientiert‘) und gegen nebulöse „Hoch- 
verräter, die das deutsche Volk für immer 
politisch entmündigen wollen“, wobei 
Pastörs ankündigte, „diese Leute vor ein 
ordentliches deutsches Volksgericht zu 
ziehen.“ 

Danach begab sich Pastörs auf das ge- 
wohnte Feld rassistischer Hetze und be- 
schwor ein „Selbstbestimmungsrecht (...) 
der weißen Rasse“ und den Kampf gegen 
„fremdvölkische Massen“: „Wir sagen 
nicht, dass wir Deutschen zu Millionen 
die Türkei penetrieren sollen, uns dann da 


vermehren und vermischen sollen. Son- 
dern wir sagen, dass wir das auch in 
Deutschland nicht wollen.‘ Pastörs erin- 
nerte an seine Verurteilung wegen Volks- 
verhetzung im letzten Jahr und formulier- 
te trotzdem sein Horrorszenario: „dann 
springt die Geburtsmaschine an und dann 
werden wir übervölkert von innen heraus 
und können uns nicht zur Wehr setzen“. 
Schließlich steigerte sich Pastörs noch- 
mals, mit Blick auf Flüchtlingsbewegun- 
gen aus Nordafrika hetzte er: „Wir ertrin- 
ken in fremdem Blut“. 

Nach derart rassistischer Agitation 
wandte sich Pastörs der Eugenik zu und 
kommentierte die Debatte um ein Verbot 
der Präimplantationsdiagnostik in purer 
nationalsozialistischer Ideologie: „Das ist 
doch der Wahnsinn: Auf der einen Seite 
etwas vielleicht sehr 
Krankes und sehr, 
ähm, Bemitleiden- 
denswertes verlan- 
gen, auf die Welt 
bringen zu müssen, 
aber auf der anderen 
Seite ein absolutes 
Gesundes auf Staats- 
kosten eiskalt in den 
Mülleimer zu wer- 
fen.“ 

Die „Kameraden“ 
im Saal rief er indi- 
rekt zu einem Um- 
sturz auf: „Wir wer- 
den von Verbrechern 
regiert in Berlin. (...) 
Wir Nationalisten ha- 
ben keine Angst mehr 
vor diesem System (...) und es ist alles 
richtig, das auszumerzen, was uns aus- 
merzen will.“ 


Ein legales Neonazikonzert: 


Nach Pastörs Rede stimmten die schon 
ziemlich betrunkenen Anwesenden viel- 
stimmig die erste Strophe des „Lieds der 
Deutschen“ an. Es folgten Auftritte der 
bekannten Neonazi-Bands „Fight to- 
night“ (Sangershausen) und „Frontal- 
kraft‘ (Cottbus), deren neuestes Album 
„Nacktes Land“ erst am 1. März 2011 in- 
diziert worden war. Ein legales Neonazi- 
konzert bot die NPD damit ihren Anhän- 
ger_innen, aufgewertet durch die Licht- 
und Tonanlage des städtischen Kultur- 
zentrums. 

Prompt kamen am Abend auch deutlich 
mehr Neonazis in das „Forum am Hof- 
garten“ als noch am Nachmittag. Der 
schwäbische NPD-Bezirksvorstand dürf- 
te mit den letztlich vielleicht 200 Besu- 
cher_innen jedoch kaum zufrieden gewe- 
sen sein: Im Vorfeld hatten die Funktio- 
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när_innen mit einem weit größeren Zu- 
spruch gerechnet und intern die für die 
Partei zu erwartenden Einnahmen schon 
auf mindestens 2000 Euro kalkuliert. 

Die angekündigte Neonazi-Band „Na- 
tional Born Haters“ (NBH) aus dem 
Landkreis Neu-Ulm trat nicht auf, ebenso 
fehlte die im Vorfeld auf einem Teil der 
NPD-Einladungsmaterialien beworbene 
neonazistische Kapelle „Eugenik“ aus 
Gera. In der Geburtsstadt des NS-Täters 
Josef Mengele, der für Massenmord und 
Menschenversuche im Vernichtungslager 
Auschwitz verantwortlich war, hätte 
demnach eine Band spielen sollen, die 


BREMEN. Am 22. Februar traf sich 

das Bündnis gegen den Naziauf- 

marsch am 1. Mai zum zweiten 
Mal. Die mehr als 60 Anwesenden verei- 
telten einen rechtskonservativen Versuch 
antifaschistisch-autonome Kräfte aus dem 
Bündnis zu drängen. Ein Vertreter der 
Gruppe „Bürger in Wut“ hatte das Vorbe- 
reitungstreffen in einem Internetforum 
mit Hinweis auf den Verfassungsschutz- 
bericht als „sektiererisch(e) Gemengela- 
ge‘ bezeichnet, aus der heraus bewusst 
Ausschreitungen gegen die Polizeikräfte 
geplant würden. Man solle doch den Se- 
nat „am 30.04.2011 in Polizei-Uniform 
stecken und in den Krawallzonen in vor- 
derster Linie einsetzen“. 

Im Mittelpunkt des 
Diskussion und Verab- 
schiedung des Bünd- 
nisaufrufs. „Lasst uns 
den Naziaufmarsch 
verhindern. Lasst uns 
alles dafür tun, dass die 
Nazis nicht in die Bür- 
gerschaft kommen.“ Die NPD steht im 
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit, da sie 
Gewaltbereitschaft gegenüber allen an- 
ders Aussehenden, anders Denkenden in 
ihren Reihen vereint. „Wer Auschwitz 
leugnet, verdient keine Nachsicht, son- 
dern entschiedenen Widerstand.‘ Deutlich 
spricht der Aufruf von Nazis, nicht von 
Rechtsextremisten oder Neonazis. Men- 
schenfeindliche Einstellungen sind aber 
nicht auf sie beschränkt. „Diese Provoka- 
tion nehmen wir nicht tatenlos hin. Wir 
stehen für eine demokratische, weltoffene 
und solidarische Gesellschaft“, heißt es 
im Aufruf. 

Das zweite wesentliche Ergebnis der 
Veranstaltung war die Bildung einer 
neunköpfigen Öffentlichkeits-AG, die 
weitere Aktivitäten koordinieren und öf- 
fentlichkeitswirksame Materialien entwi- 
ckeln soll. Am Rande des Treffens wurde 
verabredet, das „Gröpelinger Bündnis ge- 
gen Rechts“ wiederzubeleben, um zu 
nächst in diesem Stadtteil bürgernahe 
Aufklärungsarbeit zu leisten und Vorbe- 
reitungen dafür zu treffen, dass Nazis im 
Bremer Westen nicht marschieren kön- 
nen. Wir streben an, dass andere Stadtteile 


Treffens standen 
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bund Region Bremen-Elbe-Weser 


RIGOROS. BEHERZT. ZUSAMMEN. 


GEGEN SOZIALE AUSGRENZUNG UND RASSISMUS 
ANTIFASCHISTISCHER 1. MAI 2011 IM BREMEN! 


das nationalsozialistische Mordpro- 
gramm der Vernichtung „unwerten Le- 
bens“ im Namen führt. 

Der Berliner „Liedermacher“ Sebasti- 
an Döhring (alias „Fylgien“) spielte da- 
gegen sein Liedgut: „Odalrune“, verherr- 
lichte das in Deutschland nach $ 86a 
StGB („Verwendung von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organisationen“) 
verbotene Symbol, „Odalrune auf 
schwarzrotem Tuch, weh voran uns, trifft 
uns auch der Fluch. Du Zeichen allein, 
kannst die Freiheit nur sein, weh voran, 
ein Leben lang.“ Mit diesem ursprünglich 
von Frank Rennicke stammenden Lied 


(„Über’s deutsche Land“) imitierte Döh- 
ring Textzeilen der (verbotenen) NS- 
Hymne „Hohe Tannen“ („Odalrune auf 
blutrotem Tuch, weh voran uns“). 
Vielleicht waren diese nationalsozialis- 
tischen Zeilen von der NPD als eine Art 
„Geburtstagsgruß‘“ gedacht gewesen: Der 
NPD-Schwabentag hat fast auf den Tag 
genau zum hundertsten Geburtstag des 
Günzburger NS-Massenmörders Josef 
Mengele (*16. März 1911) stattgefunden. 


http://www.aida-archiv.de/ 
22. März 2011 
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Keinen Meter, keinen 
Platz für Nazis 


dem Beispiel folgen und durch Anmel- 
dungen vielschichtiger Aktivitäten auf 
zentralen Plätzen den Nazis am 1. Mai 
den Weg versperren. Raimund 
Gaebelein 


Keinen Meter! Aufruf zur Demonstrati- 
on gegen die NPD am 1. Mai 2011 in 
Bremen 

Am 1. Mai 2011 will sich die NPD erneut 
in Bremen versammeln. Nazis aus der 
ganzen Bundesrepublik wollen diesen Tag 
dazu nutzen, um in unserer Stadt ihr men- 
schenverachtendes Gedankengut zu ver- 


NAZIAUFMARSCH 
NFORMATIONEN / TREFFPUNKTE / TERMINE UNTER WON KEINEN-METER ORG 


breiten und für ihre demokratiefeindli- 
chen Ziele zu werben. Diese Provokation 
nehmen wir nicht tatenlos hin. Wir stehen 
für eine demokratische, weltoffene und 
solidarische Gesellschaft. Den Nazis und 
ihren Ideologien erteilen wir eine klare 
Absage. Wir rufen alle auf, gemeinsam 
mit uns am 1. Mai 2011 gegen die Nazis 
zu demonstrieren. Lasst uns den Naziauf- 
marsch verhindern. Lasst uns alles dafür 
tun, dass die Nazis nicht in die Bürger- 
schaft kommen. 


Keinen Raum für Nazis! 


Die Nazis reden von „Überfremdung“ 
und hetzen gegen alle, die nicht in ihr 
menschenverachtendes Weltbild passen. 
Dabei knüpfen sie an gesellschaftlich weit 
verbreitete Vorurteile an, denn menschen- 
feindliche Einstellungen sind nicht auf 
Nazis beschränkt. Die NPD verbreitet of- 
fen fremdenfeindliche und antisemitische 
Parolen und verhöhnt die Opfer faschisti- 
scher Gewalt. In einigen Regionen der 
Bundesrepublik können die NPD und an- 
dere Nazigruppen inzwischen weitgehend 
ungestört ans Werk gehen. Offen werden 
Menschen bedroht und eingeschüchtert. 


MigrantInnen, „nicht-weiße“ Menschen, 
alternative Jugendliche und gegen Nazis 
aktive BürgerInnen sehen sich in solchen 
Gegenden täglichen Anfeindungen ausge- 
setzt. Gewalt wird in Nazigruppen nicht 
nur geduldet, sondern Tätern wird eine 
politische Heimat geboten. Eine Tolerie- 
rung der NPD in der Öffentlichkeit ist 
falsch verstandene Toleranz. Nazis wer- 
ben mit dem Schlagwort eines „Nationa- 
len Sozialismus“, genau wie ihre histori- 
schen Vorgänger. Sie verherrlichen den 
Faschismus und seine Verbrechen. Wer 
Auschwitz leugnet, verdient keine Nach- 
sicht, sondern entschiedenen Widerstand. 
Ob Nazis wieder auf unseren Straßen 
marschieren können oder nicht, das liegt 
an uns! 


Wir stellen uns ihnen entgegen! 


Wir alle sind selbst verantwortlich für die 
Stadt und die Gesellschaft, in der wir le- 
ben. Bei aller Unterschiedlichkeit unserer 
politischen Ansichten verbindet uns die 
Entschlossenheit, den Nazis unsere demo- 
kratische und antifaschistische Überzeu- 
gung, unseren Mut und Verstand, unsere 
Gemeinsamkeit und unsere Vielfalt entge- 
genzusetzen. Wir wollen ein Bremen und 
eine Gesellschaft, in der Menschen unter- 
schiedlicher Herkunft unabhängig von 
Hautfarbe, Geschlecht, Sexualität und Re- 
ligion friedlich miteinander leben und in 
dem für jede Person Menschenwürde und 
gleiche Rechte Gültigkeit haben. Wir ru- 
fen alle Menschen auf, die Idee einer soli- 
darischen und offenen Gesellschaft aktiv 
gegen Anfeindungen zu verteidigen und 
dem weiteren Anwachsen von Rassismus 
und Ausgrenzung Einhalt zu bieten. 

Faschismus ist keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen! 

Wir sind alle gefordert — SchülerInnen, 
RentnerInnen, Hausfrauen, Hausmänner, 
Arbeitslose, ArbeitnehmerInnen, Beam- 
tInnen, FrühaufsteherInnen, Langschläfe- 
ıInnen, Fußballfans — Nehmt teil! 

BAF April 2011, VVN-BdA Bremen I 


Gemeinsame Erklärung der 

Bundestagsabgeordneten Da- 

niela Kolbe (SPD), Jan Korte 
(DIE LINKE.) und Monika Lazar (Bünd- 
nis 90/Die Grünen): 


Trotz länderspezifischer Unterschiede 
haben alle rechtspopulistischen Parteien 
europaweit Erfolg bei der demagogischen 
Verknüpfung der Zuwanderungsdebatte 
mit Ängsten vor sozialem Abstieg und 
Kriminalität. Demnach sollen diejenigen 
aus der sozialen Teilhabe ausgeschlossen 
werden, die als nicht dazugehörig defi- 
niert werden. 

Dieser rassistische Diskurs richtet sich 
aktuell vor allem gegen „den“ Islam und 
trifft damit eine weit verbreitete Stim- 
mung in vielen europäischen Ländern. Er 
kann sich aber auch gegen andere Grup- 
pen wenden. Darüber hinaus bringt der 
Rechtspopulismus Vorbehalte und Miss- 
trauen gegen die „politischen Eliten“ zum 
Ausdruck und inszeniert sich selbst als 
Außenseiter, als Gegenentwurf zur „etab- 
lierten Politik“. 

Die Erfolge rechtspopulistischer Par- 
teien sind ein Alarmsignal für die Demo- 
kratie in Europa, denn sie spiegeln eine 
zunehmende Entfremdung zwischen der 
Bevölkerung und den politischen Institu- 
tionen wider, national und europäisch. 
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Das Leben ist bunter - Strate- 
gien gegen Rechtspopulismus 


Die von Wilhelm Heitmeyer u.a. Jahr 
für Jahr erfassten „Deutschen Zustände“ 
und die „Mitte“-Studien der Friedrich- 
Ebert-Stiftung zeigen, dass auch in 
Deutschland das Potenzial für einen er- 
folgreichen Rechtspopulismus vorhanden 
ist. Es bedarf einer breiten und gesell- 
schaftlich wahrnehmbaren Linken, um 
dem wirkungsvoll etwas entgegenzuset- 
zen. Darüber hinaus sind alle Demokra- 
tInnen in Politik, Gesellschaft und in den 
Medien gemeinsam gefordert, sich nicht 
am Schüren von Ängsten vor vermeintli- 
cher „Überfremdung“ zu beteiligen. 

Rassismus und Demokratieverdrossen- 
heit: Dieser gefährlichen Melange muss 
die politische Linke sehr viel deutlicher 
als bisher etwas entgegensetzen. Es darf 
nicht sein, dass RechtspopulistInnen und 
RassistInnen in zahlreichen europäischen 
Ländern die Inhalte der Politik beeinflus- 
sen, indem sie die demokratischen Partei- 
en mit ihren Forderungen vor sich hertrei- 
ben oder gar mitregieren. 

Eine europäische Linke muss sich of- 
fensiv für die Teilhabe aller in Europa le- 
benden Menschen einsetzen und die fata- 
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le Logik einer vermeintlichen Konkur- 
renz zwischen Einheimischen und Zuge- 
wanderten durchbrechen. Demokratische 
Politik muss sozialen Problemen wirk- 
sam begegnen, differenziert diskutieren 
und Lösungen anbieten, damit Rechtspo- 
pulistInnen keinen Ansatz für ihre Propa- 
ganda haben. Und natürlich muss es von 
der regionalen bis zur europäischen Ebe- 
ne um eine Demokratieoffensive gehen, 
die den Menschen mehr Möglichkeiten 
verschafft, Einfluss auf politische Ent- 
scheidungen zu nehmen, beispielsweise 
durch mehr Elemente direkter Demokra- 
tie, ein kommunales Wahlrecht für Dritt- 
staatenangehörige, eine Absenkung des 
Wahlalters auf 16 Jahre und durch die 
weitere Demokratisierung von Bildungs- 
einrichtungen und Betrieben. Wichtig ist 
jedoch auch, bestehende Beteiligungs- 
möglichkeiten stärker in den Fokus zu rü- 
cken und ein Klima der Toleranz zu er- 
zeugen und dafür zu werben. 
Daniela Kolbe (SPD), 
Jan Korte (DIE LINKE.), 
Monika Lazar 
(Bündnis 90/Die Grünen) I 


Kulturelle Vielfalt gegen 
nazionale Einfalt! 


Bonn. Manchmal ist man ja verführt, de- 
nen Recht zu geben, die sagen, die paar 
Hansels, wir werten sie ja nur noch auf... 
Nachdem nach eigenem Bekunden von 
„Pro NRW“ „die überregional beworbene 
Demonstration des Bonner Kreisverban- 
des gegen zwei neue Moscheen in der 
Bundesstadt nochmal mächtig an 
Fahrt aufgenommen ... hat“, kamen am 
2.4. um 11 Uhr knapp 50 Hansels und 
Hanselinnen über die Bonner Viktoria- 
brücke geschlichen. 

Aber man kann es auch so sehen: Wo 
würden wir dann gegen sie demonstrie- 
ren? Wo unseren Gegenentwurf einer of- 
fenen vielfältigen Gesellschaft feiern — 
wie auf dem Straßenfest in Bonn unter 
dem Motto „KULTurelle Vielfalt statt na- 
zionale Einfalt“, zu dem viele Menschen 
sich bei strahlendem Sonnenschein ein- 
fanden. Diese kämpferischen, Mut ma- 
chenden Zusammenkünfte, sie sind auch 
ein Grund dafür, warum Markus Beisicht, 
die Hände vor protziger Verlegenheit tief 
in den Hosentaschen vergraben, nach 30 
Jahren rechter Agitation immer noch vor 
so einem winzigen, traurigen Haufen her- 
laufen muss. 

Wenn sie so bleiben und die Gegenak- 
tionen auch, sehe ich den nächsten 30 
Jahren mit Zuversicht entgegen. 

Pb (dann 93) 
Fotos: Pb 
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Hohe Stimmenanteile für den 

Front National, aber „nur” zwei 

Sitze in den Bezirksparlamenten - 
aufgrund des Mehrheitswahlrechts. Un- 
terdessen ist die konservativ-wirtschafts- 
liberale Regierungspartei UMP gespalte- 
ner denn je, was ihre Haltung zu den 
„Werten der Republik” und ihre grund- 
sätzliche Position zur immer dynamischer 
auftretenden rechtsextremen Konkur- 
renz betrifft. 


Ausgerechnet Carpentras. Die rund 
30.000 Einwohner zählende Stadt in der 
Provence, bei Avignon, wählte am Sonn- 
tag, den 27. März 11 einen Kandidaten des 
rechtsextremen Front National (FN) zu ih- 
rem Vertreter im Bezirksparlament des 
Departements Vaucluse. Patrick Bassot, 
ihr Bewerber im Wahlkreis von Carpen- 
tras, erhielt dabei 54,3 Prozent der Stim- 
men. Neben ihm gelang es nur noch einem 
weiteren Kandidaten des FN, Jean-Paul 
Dispard, die Hürde des Mehrheitswahl- 
rechts zu überwinden und mit absoluter 
Mehrheit ins Bezirksparlament gewählt zu 
werden. In Brignoles, in der Nähe von 
Toulon, erhielt er genau 50,03 Prozent der 
abgegebenen Stimmen. 

Der 41-jährige Vizepräsident des FN, 
Louis Aliot, sprach daraufhin von einem 
„Augenzwinkern der Geschichte“. Denn 
Carpentras hat in der Geschichte des FN 
eine besondere Bedeutung. In der Nacht 
des 8. Mai 1990 wurde der dortige jüdi- 
sche Friedhof geschändet, auf eine Weise, 
die die Öffentlichkeit besonders frappierte. 
Es wurden nicht allein Grabsteine be- 
schmiert und zerstört, sondern die Leiche 
des frisch beerdigten 83-jährigen Felix 
Germon wurde auf einen Sonnenschirmp- 
fahl aufgespießt. Die Tat führte zu einer 
Massenmobilisierung — 200.000 Men- 
schen demonstrierten wenig später in Paris 
unter Anwesenheit von Staatspräsident 
Francois Mitterrand —, die sich besonders 
auch gegen den damals stark im Aufwind 
befindlichen FN richtete. Dessen damali- 
ger Chef Jean-Marie Le Pen hatte zuvor 
durch antisemitische Wortspiele auf sich 
aufmerksam gemacht. 

Doch die Täter wurden zunächst nicht 
gefasst. Der FN rief daraufhin nach Rache, 
sprach von einem „staatlichen Komplott“ 
gegen die eigene Partei und machte Jahre 
hindurch mobil, um seine „Rehabilitie- 
rung“ zu fordern. Am 11. November 1995 
(einem französischen Feiertag) mobilisier- 
te die rechtsextreme Partei frankreichweit 
ihre Kader und fuhr von Paris aus in einem 
so genannten „Zug der Wahrheit“ nach 
Carpentras, um dort zu demonstrieren. 
Sieben Monate später wurden die Täter 
gefasst: Ein früherer Neonazi, der sich in- 
zwischen zum Buddhismus und zur Ge- 
waltlosigkeit bekehrt hatte, Yannick Gar- 
nier, stellte sich Ende Juli 1996 der Poli- 
zei. 

Dank seines Geständnisses wurden die 
vier Täter gefasst und später zu Haftstra- 
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Die französischen Konservativen & Rechtsextremen 
nach den Stichwahlen für die Bezirksparlamente: 


Rechts-Rechts-Techtelmechtel 


fen verurteilt. Es handelte sich um Neona- 
zis und Ehemalige, die zwar nicht dem 
FN angehörten, sondern dem Skin-head- 
milieu und in zwei Fällen auch der Split- 
terpartei PNFE (Französische und euro- 
päische nationalistische Partei). Der Ur- 
heber des Geständnisses sprach aller- 
dings gleichzeitig davon, wie er in seiner 
Jugend zunächst dem FN beigetreten war, 
der ihm als Durchlauferhitzer diente und 
seine Ideologie entscheidend mit prägte. 

Heute hat die Spitze des FN unter sei- 
ner neuen Chefin Marine Le Pen, ihrem 
Vizepräsidenten & _Lebensgefährten 
Louis Aliot (der selbst kolonialfranzö- 
sisch-jüdischer Abstammung ist) und ih- 
rem Generalsekretär Steeve Briois sich 
offiziell ebenfalls bekehrt. Die neue Par- 
teilinie möchte offiziell von Auschwitz- 
leugnung und NS-Nostalgie nichts mehr 
wissen und kehrt eher eine Mischung aus 
Philosemitismus und Einwandererfeind- 
lichkeit nach außen. Vorbild sind dabei 
erfolgreiche rechtsextreme Wahlparteien 
in Westeuropa, die es im Gegensatz zum 
FN schafften, mit bürgerlichen Kräften 
„bündnisfähig“ zu werden, von den Nie- 
derlanden bis Dänemark und Norditalien. 
Doch mitunter kehrt das Verdrängte 
schnell zurück. Am Samstag, den 26. 
März 11 kündigte die rechtsextreme Par- 
tei in Windeseile den Ausschluss eines 
20-jährigen Kandidaten für die Bezirks- 
parlamentswahlen in Grenoble an, nach- 
dem Fotos von ihm publik geworden wa- 
ren, auf denen er den Hitlergruß zeigt. 
Doch der 20-jährige Alexandre Gabriac 
war schon zuvor alles andere als ein Un- 
bekannter. 2009 war er aufgrund rassisti- 
scher Sprüche und Prügeleien zu einer 
Bewährungsstrafe verurteilt worden. Seit 
den Regionalparlamentswahlen vom 
März 2010 sitzt er im Regionalparlament 
in Lyon. Am Sonntag erhielt er in seinem 
Wahlkreis im Namen des FN, der nicht 
rechtzeitig seinen Bewerber austauschen 
konnte, übrigens 24,3 Prozent. 


Drei Sitze für Rechtsextreme insgesamt 


Bei den französischen Bezirksparla- 
mentswahlen, deren beide Wahlgänge an 
den letzten beiden Sonntagen (20. und 
27. März 11) stattfanden, trug die Partei 
nun insgesamt zwei Sitze davon. Hinzu 
zählen könnte man noch eine dritte 
rechtsextreme Kandidatin, die eine abso- 
lute Mehrheit erreichte, jedoch nicht 
mehr dem Front National angehört, son- 
dern der von ihm abgespalteten Splitter- 
partei unter dem Namen Ligue du Sud. 
Marie-Claude Bompard, die Ehefrau des 
rechtsextremen Bürgermeisters von 
Orange, Jacques Bompard — ebenfalls ein 
„Dissident‘“ des FN -, und selbst Bürger- 


meisterin im Nachbarstädtchen Bollene, 
erhielt im Wahlkreis Orange-Ost eben- 
falls einen Sitz im Bezirksparlament. 
Beide Stadtoberhäupter, die Bompards, 
gehören der rechtsextremen Splitterpartei 
‚Ligue du Sud’ an. 

An den letzten beiden Sonntagen wur- 
den insgesamt 2.026 Sitze in den franzö- 
sischen Bezirksparlamenten neu besetzt, 
das bedeutet, es wurden insgesamt die 
Hälfte der Mandatsträger in den insge- 
samt 100 französischen Departements 
neu gewählt. Dabei handelt es sich um 
die einzige Wahl von Bedeutung im gan- 
zen Jahr 2011, also um eine Art letzter 
„Generalprobe“ vor den Präsidentschafts- 
und kurz darauf folgenden Parlaments- 
wahlen im Frühjahr kommenden Jahres. 

Der rechtsextreme Front National tat 
natürlich alles, um „den Marine-Effekt zu 
bestätigen“, um also von dem gewaltigen 
Auftrieb zu profitieren, den seine neue 
Chefin und Präsidentschaftskandidatin 
Marine Le Pen derzeit in den Umfragen 
erhält. In fast allen Wahlkreisen blieben 
die lokalen Bewerber/innen der rechtsex- 
tremen Partei im Übrigen weitestgehend 
unbekannt: Plakatiert wurde vor allem 
das Konterfei von Marine Le Pen, Veran- 
staltungen vor Ort fanden kaum statt, da- 
gegen ‚Chats‘ im Internet (deren Inhalt 
durch Berater aus der Parteizentrale kon- 
trolliert werden konnte). 

Im ersten Durchgang vom 20. März 11 
trat der FN in insgesamt 1.440 „Kanto- 
nen“ oder Wahlkreisen — von den 2026 — 
mit eigenen Kandidaten an. Nicht überall 
hatte er Bewerber finden können, insge- 
samt rund 400 Kantonen weniger als bei 
der letzten vergleichbaren Wahl im Jahr 
2004. Dort, wo er antrat, erhielt der Front 
National dabei in der ersten Runde im 
Durchschnitt 19,18 % aller abgegebenen 
Stimmen. Dies ist, auf überregionaler 
Ebene, ein Rekordergebnis für ihn. Zwei 
Drittel seiner Wahlkreisergebnisse in der 
ersten Runde lagen über 15 Prozent. 


400 Wahlkreise, im Durchschnitt über 
35% 


Bei den Stichwahlen am vergangenen 
Sonntag, den 27. März konnte der FN in 
402 Wahlkreisen dabei sein. Vorausset- 
zung dafür war es (infolge einer jüngst er- 
folgten Änderung am Wahlrecht, welche 
die Anforderungen hochschraubte), dass 
seine Kandidaten in der ersten Runde 
durch mindestens 12,5 Prozent der Wahl- 
berechtigten gewählt wurden. Dies erfor- 
derte, je nach Wahlbeteiligung — die Wahl- 
enthaltung überstieg in beiden Durchgän- 
gen die 50 Prozent -, in der Regel mindes- 
tens 20 Prozent der abgegebenen Stimmen 
einzustreichen. 


DER RECHTE RAND (Nr. 129) mit Rückschau auf Neonazi- 
Aufmärsche in Dresden im Februar 2011 


Wenige Wochen nach dem erneuten Versuch tausender Neonazis anlässlich 
der Bombardierung Dresdens 1945 durch die Alliierten in der Stadt aufzumar- 
schieren, legt die antifaschistische Zeitschrift DER RECHTE RAND nun eine um- 
fassende Rückschau zu den zwei Aufmärschen vor. 

Barbara Manthe zeichnet in ihrem Beitrag „Dresden: Nazifrei® Europas größ- 
ter Naziaufmarsch könnte Geschichte sein” die erfolgreichen antifaschisti- 
schen Blockaden und Aktionen nach, mit denen es erneut gelang, den Auf- 
marsch am 19. Februar 2011 zu stoppen. Manthe mahnt allerdings eine inten- 
sivere Debatte über Gedenkrituale der Bevölkerung Dresdens und das extre- 
mismustheoretisch geprägte Agieren zahlreicher Akteure vor Ort an. 

Andreas Speit beschreibt die spontanen und militanten Aktionen von Neonazis 
am 13. und 19. Februar 2011 in Dresden, die trotz der verhinderten Großauf- 
märsche stattfanden. Neonazis griffen AntifaschistInnen und alternative Projek- 


te in Dresden an und feierten ihre Militanz. 


Ein besonderes Highlight im Heft ist der Artikel „In der Neonazi-Nische. Porträt 
der Jungen Landsmannschaft Ostdeutschland (JLO)”. Darin wird erstmals der 
offizielle Veranstalter und Anmelder des mittlerweile traditionellen Februar-Auf- 


Dort, wo er am Sonntag, den 27. März 
antrat, erreichten die Ergebnisse des FN 
im Durchschnitt 35,5 Prozent; doch vie- 
lerorts überschritten sie die 40-Prozent- 
Marke. Im landesweiten Durchschnittser- 
gebnis erhielt er laut Angaben des Innen- 
ministers 11,1 Prozent, aber diese Zahl 
berücksichtigt nicht, dass die Partei in nur 
einem Viertel der im Rennen stehenden 
Wahlkreise auch tatsächlich dabei war. 

Übrigens stimmt das zur Beruhigung 
oder Selbstberuhigung angeführte Argu- 
ment der Bürgerlichen, der FN habe bei 
diesen Bezirksparlamentswahlen zum 
überwiegenden Teil lediglich von der ho- 
hen Wahlenthaltung profitiert (durch- 
schnittlich 55,68 % im ersten Durchgang 
und 55,19 % in der zweiten Runde), über- 
haupt nicht. Dieses Argument besagt im 
Kern, weil die Wählerschaft der übrigen 
politischen Kräfte von den Urnen fernge- 
blieben sei, sehe das Ergebnis des FN da- 
durch — sozusagen „künstlich“ aufge- 
peppt - höher aus, als es in Wirklichkeit 
sei. 

Doch dies ist falsch. Denn der FN pro- 
fitierte keineswegs automatisch von der 
Stimmenthaltung (der Wähler/innen der 
Anderen,), eher im Gegenteil. Erstens 
sind die Bezirksparlamentswahlen, im 
Gegensatz zur Präsidentschaftswahl kei- 
ne einfache Wahl. Vielerorts verfügen sie 
zwar über Kandidaten, aber nicht über 
„vorzeigbare“. An den vergangenen bei- 
den Sonntagen überspielte die rechtsex- 
treme Partei dieses Problem, indem sie 
fast nirgendwo das Gesicht ihrer Kandi- 
daten plakatierte oder diese selbst irgend- 
wo zu Wort kommen ließ, sondern fast 
überall ausschließlich mit dem Konterfei 
von Marine Le Pen für sich warb. Doch 
dies ist auch politisch angreifbar, und die 
UMP-Spitze spottete bereits, Marine Le 
Pen sei „Kandidatin in 1.500 Wahlkreisen 
auf einmal“ (worauf diese konterte, „un- 
sere Kandidaten“ seien „Arbeitslose, 
Rentner, Studierende“ und „einfache 
Leute“, im Gegensatz zu den Elitehoch- 
schulabgängern der etablierten Parteien, 
die entsprechen geschliffen reden könn- 
ten). 


des Krieges gewesen. 


Das Inhaltsverzeichnis sowie die 
Dresden-Artikel 
zum Download finden Sie unter 
www.der-rechte-rand.de 


vier aktuellen 


Zum Zweiten hatte auch ein Teil der 
Anhängerschaft des FN selbst sich min- 
destens im ersten Wahlgang massiv der 
Stimme enthalten. Denn dies wird im 
Vergleich zu den Stichwahlen erkennbar: 
Hier konnte der FN in jenen Wahlkreisen, 
wo er noch antreten konnte, fast ein Drit- 
tel Stimmen (in absoluten Zahlen) mehr 
mobilisieren als im ersten Durchgang. In 
jenen 402 Wahlkreisen, wo er in die 
Stichwahlen einzog, erhielt der FN im 
ersten Wahlgang 621.837 Stimmen; in 
der zweiten Runde waren es dann 
915.049. Ein Teil dieser Wähler/innen 
mag von anderen Parteien kommen (etwa 
aus den Reihen der Konservativen, be- 
sonders stark dort, wo die Linke in der 
Stichwahl durch eine/n Vertreter/in der 
KP und nicht der Sozialdemokratie reprä- 
sentiert wurde), doch überwiegend dürf- 
ten diese neu hinzukommenden Stimmen 
aus dem Lager der vorherigen Nichtwäh- 
ler/innen geschöpft worden sein. 

Insgesamt schnitt der FN besonders in 
mehreren Departements in Südostfrank- 
reich am höchsten ab: den Bezirken von 
Marseille, von Toulon und von Nizza. In 
diesen mittelmeernahen Zonen sind es 
vor allem die früheren französischen Al- 
geriensiedler oder Pieds Noirs, auf denen 
die hohen Wahlergebnisse des FN beru- 
hen. Seit den 1980er Jahren hatte dieses 
Milieu oftmals massiv für die extreme 
Rechte gestimmt, mit Ausnahme der Prä- 
sidentschaftswahl 2007, bei denen es vo- 
rübergehend Jean-Marie Le Pen zuguns- 
ten von Nicolas Sarkozy den Rücken ge- 
kehrt hatte. 

Aber auch vom Mittelmeer und der frü- 
heren Siedlungskolonie Algerien weit 
entfernte Zonen sind vom neuen Durch- 
bruch des FN betroffen. Dies gilt insbe- 
sondere für industrielle Krisenbezirke im 
Norden und Osten Frankreichs, wo die 
FN-Wiählerschaft anders als im Falle des 
Pieds Noirs-Milieus zum Teil auch aus 
der früheren Anhängerschaft der Linken 
kommt. Viele Wähler rekrutierte der FN 
bei den Bezirksparlamentswahlen so im 
Bezirk Pas-de-Calais, einem früheren 
Bergbaurevier, im Bezirk von Lille 


marsches in Dresden, die JLO, 
ausführlich beleuchtet und die 
Akteure im Hintergrund benannt. 
Dass Dresden während des deut- 
schen Faschismus ein Ort politi- 
scher Verfolgung, Zwangsarbeit, 
Rüstungsindustrie, militärischer In- 
frastruktur und des Holocausts 
war, beschreibt Henning Fischer. 
Er setzt sich in seinem Text „Elb- 
florenz und sein Judenlager. Zur 
Geschichte der Gauhauptstadt 
Dresden” daher mit dem verbrei- 
teten Mythos auseinander, die 
Stadt Dresden wäre nur Opfer 
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(Nord). Aber auch in Lothringen im De- 
partement Moselle, geprägt durch das 
Verschwinden der früheren Stahlindus- 
trie. 

Eine wichtige politische Frage zwi- 
schen den beiden Wahlgängen lautete, 
wie sich der konservativ-wirtschaftslibe- 
rale Bürgerblock dort positionieren wür- 
de, wo nur noch rechtsextreme und sozi- 
aldemokratische Kandidaten in der Stich- 
wahl gegen-einander antraten. Dies war 
in 206 Wahlkreisen der Fall. Der Partei- 
vorsitzende der in Paris regierenden 
UMP, Jean-Frangois Cope, erklärte am 
Abend des ersten Wahlgangs, seinen 
Wähler/inne/n „die Freiheit (der Ent- 
scheidung) zu überlassen“. Er erklärte, 
für die UMP komme dabei „weder eine 
Allianz mit dem FN noch eine ‚republika- 
nische Front““ in Betracht. Also weder 
ein Stimmaufruf zugunsten rechtsextre- 
mer Kandidaten noch ein Bündnis mit 
den übrigen pro-demokratischen Parteien 
— und konkret vor allem ein Aufruf dazu, 
für die sozialdemokratischen 
Bewerber/innen zu stimmen, um dem FN 
den Weg zu versperren. 

Diese Positionierung rief teilweise hef- 
tige Kritik hervor, da die konservativ- 
wirtschaftsliberale Rechte dadurch offen- 
kundig keinen qualitativen Unterschied 
zwischen Sozialdemokratie und Neofa- 
schisten aufzumachen bereit war. Auch 
der amtierende Premierminister Frangois 
Fillon distanzierte sich von dieser Linie, 
die jedoch am Mittwoch, den 23. März 11 
— nach zwei Tagen öffentlich ausgetrage- 
ner Polemik — durch Präsident Nicolas 
Sarkozy ausdrücklich bekräftigt und fest- 
geklopft wurde. 

In den Wahlkreisen, wo der FN gegen 
sozialdemokratische, besonders aber ge- 
gen parteikommunistische Bewerber (wie 
in Brignoles, wo er einen Sitz davontrug) 
antrat, konnte er offenkundig auch von 
der Zufuhr vieler bürgerlicher Stimmen 
profitieren. Um die Hürde der absoluten 
Mehrheit zu nehmen, reichte es vielerorts 
jedoch nicht aus: Dies wird die extreme 
Rechte auch künftig wohl nur in einem 
Bündnis mit konservativen Kräften schaf- 
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fen. Aber ein Teil der bürgerlichen Rech- 
ten bereitet sich darauf immer offenkun- 
diger vor. 


Regierungspartei UMP: Und fröhlich 
fliegen die Fetzen... 


Nichts geht mehr, allem Anschein nach, 
innerhalb der konservativ-wirtschaftsli- 
beralen französischen Regierungspartei 
UMP. Spitzenpolitiker wie Premiermi- 
nister Frangois Fillon und Parteivorsit- 
zender Jean-Frangois Cop& gifteten sich 
seit dem Montag nach dem zweiten 
Durchgang der Bezirksparlamentswah- 
len tagelang in aller Öffentlichkeit an; 
Cop& warf dem Regierungschef etwa 
vor, „kein Mannschaftsspiel zu betrei- 
ben“, sondern sozusagen politische Son- 
derinteressen zu verfolgen. 

Hauptgrund dafür ist, dass Fillon — wie 
auch einzelne andere Politiker der UMP 
- einen Stopp der unseligen „Islamdebat- 
te‘ fordert, welche die UMP seit mehre- 
ren Wochen unter dem offiziellen Titel 
„Debatte über den Laizismus und den 
Platz der Religionen“ anleierte. Am 
Dienstag, den 5. April soll ein Seminar 
der UMP zu dem Thema stattfinden; in- 
zwischen hat Frangois Fillon sogar ange- 
kündigt, dass er die Veranstaltung boy- 
kottieren wird. 

Niemand zweifelt daran, dass es dabei 
in Wirklichkeit allein um den Platz des 
Islam und der muslimischen Einwande- 
rer gehen wird. Als Parteichef Jean-Fran- 
cois Cope& vor anderthalb Monaten die 
Initiative dazu ergriff und Präsident Ni- 
colas Sarkozy ihn sofort öffentlich ermu- 
tigte, hatte Sarkozy klargestellt, dass es 
nicht in Frage komme, dass es einen „Is- 
lam in Frankreich“ geben könne --son- 
dern wenn, dann nur einen den Anforde- 
rungen der so genannten Integration ge- 
nügenden „Islam Frankreichs“ geben 
dürfe. Und er fügte hinzu, es komme 


„nicht in Frage, dass der französischen 
Gesellschaft ein (ihr fremder) Lebensstil 
aufgezwungen wird“. Es handelt sich 
ganz offenkundig um eine Spielart der 
uralten Einwanderer- oder Fremdende- 
batte. Der seit dem letzten Wochenende 
im Februar 2011 amtierende Innenminis- 
ter (zuvor Chefberater des Präsidenten 
im Elysee-Palast), Claude Gu&ant, hat 
Ende März zusätzlich präzisiert, seines 
Erachtens hätten beispielsweise „religiö- 
se Glaubensbekenntnisse‘“ nichts in öf- 
fentlichen Krankenhäusern verloren. Da- 
bei ging es, wohlgemerkt, nicht um 
Kreuze an den Wänden oder die religiöse 
Neutralität der Räumlichkeiten, sondern 
um die persönlichen Glaubensbekennt- 
nisse von Patienten. Derselbe Gu&ant 
hatte am 17. März 11 und nochmals vier 
Tage später auch öffentlich darauf insis- 
tiert, dass ein „zu viel an Zuwanderung“ 
(exces d’immigration) daran schuld sei, 
dass „viele Franzosen sich in ihrem Land 
nicht mehr zu Hause fühlen“. Daraufhin 
erklärte die Parteivorsitzende des rechts- 
extremen Front National (FN), Marine 
Le Pen, sie überreiche Gu&ant „den Eh- 
ren-Mitgliedsausweis“ und hielt selbigen 
öffentlichkeitswirksam in die Kameras. 
Gleichzeitig weisen derzeit alle Um- 
fragen die Rechtsextreme Marine Le Pen 
als wahrscheinliche Teilnehmerin am 
zweiten Wahlgang der Präsidentschafts- 
wahl in dreizehn Monaten aus, an der nur 
zwei KandidatInnen teilnehmen können. 
Prognostiziert werden ihr bis zu 24 Pro- 
zent. Höchstwahrscheinlich kalkuliert 
Nicolas Sarkozy genau mit diesem Risi- 
ko: Er glaubt, das Szenario der Präsi- 
dentschaftswahl von 2002 wiederholen 
zu können. Damals hatte der Bürgerliche 
Jacques Chirac die Wahl nur deswegen 
gewonnen, weil er in der Stichwahl ge- 
gen Jean-Marie Le Pen und nicht den So- 
zialdemokraten Lionel Jospin — gegen 


den er wohl haushoch verloren hätte — 
antrat. Jospin war, auch aufgrund der 
Zersplitterung der Kandidaturen der Lin- 
ken im ersten Wahlgang, in der ersten 
Runde hinter dem damaligen Chef des 
FN gelandet. Sarkozy glaubt, genau die- 
ses Szenario im April/Mai 2012 wieder- 
holen zu können. Deswegen sorgt er da- 
für, dass ständig über den FN und seine 
Themen gesprochen wird, um die rechte 
„Alternative“ aufzuwerten. Nur droht 
sein Kalkül sich gegen ihn selbst zu keh- 
ren: Momentan zeichnet sich ab, dass bei 
der zweiten Runde der nächsten Präsi- 
dentschaftswahl eher ein/e Sozialdemo- 
krat/in und Marine Le Pen gegeneinan- 
der antreten dürften. 

Deswegen beginnen auch Teile seiner 
UMP kalte Füße zu bekommen. Regie- 
rungssprecher Frangois Baroin — welcher 
selbst als Redner auf der Tagung vom 5. 
April vorgesehen war — forderte am 
Montag, den 28. März das sofortige 
„Ende dieser Debatten‘ um Islam, Ein- 
wanderung und fremde Bedrohungen. 
Doch Parteichef Cope und Präsident Sar- 
kozy stauchten ihn sofort zusammen. 
Der äußerst heftige Streit verlängerte 
den, der zwischen den beiden Durchgän- 
gen der Bezirksparlamentswahlen ausge- 
tragen wurde. Dabei forderte die Mehr- 
heitsposition der UMP, vertreten durch 
Sarkozy und Cop£&, keine Wahlempfeh- 
lung bei Stichwahlen zwischen Sozialde- 
mokraten und Rechtsextremen auszu- 
sprechen: Beide seien gleichweit von 
den eigenen „Grundwerten“ entfernt. 
Francois Fillon und andere hielten dies 
für gefährlich und betonten, die Rechts- 
extremen stünden anders als die Sozial- 
demokraten doch außerhalb der „Werte 
der Republik“. Teile der regierenden 
Rechten proben jedoch unverhohlen die 
schrittweise Annäherung an den FN. 

Bernhard Schmid, Paris I 


Marine Le Pen & Louis Aliot demnächst in Israel? 


PARIS. Es gibt traditionell für Rechtsex- 
treme, die „beweisen“ wollen, dass sie 
keine Nazis seien, kein besseres Rezept 
als eine Reise in den Staat Israel. Diese 
Maxime wollte schon Jean-Marie Le Pen 
— dessen antisemitische Tendenzen kaum 
verhüllbar hervortraten — befolgen, und 
im Vorfeld der Präsidentschaftswahl 1988 
dorthin reisen. Zuvor hatte er Kontakte zu 
Vertretern der Herut-Partei (des Vorläu- 
fers des rechtsnationalen ‚Likud-Blocks‘) 
geknüpft, deren Vertreter in den USA 
Jack Torcyner er im Februar 1987 getrof- 
fen hatte. 

Doch zwischenzeitlich folgte die Epi- 
sode um Jean-Marie Le Pens Auftritt im 
französischen Fernsehen vom 13. Sep- 
tember 1987, bei dem er sich kaum ver- 


10 :antifaschistische nachrichten 7-2011 


hüllt zu den Thesen der Geschichtsrevi- 
sionisten bekannte und die Frage (!) der 
Existenz der Gaskammern als „Detail- 
punkt (d.h. Nebenumstand, Kleinigkeit) 
in der Geschichte des Zweiten Welt- 
kriegs“ bezeichnete. Daraufhin wurde der 
damalige Chef des FN in Israel zur ‚per- 
sona non grata‘ erklärt. 

Möglicherweise dürfte seine Tochter, 
Marine Le Pen, zusammen mit ihrem Le- 
bensgefährten — FN-Vizepräsident Louis 
Aliot — demnächst diese Reise antreten. 
Letztere wird jedenfalls durch manche 
Medien für „die erste Aprilhälfte 2011“ 
angekündigt. Kontakte an ihrem Reiseziel 
soll sie allerdings nicht über die israeli- 
sche Botschaft in Paris geknüpft haben, 
sondern über einen Privatmann, den 


hauptberuflichen Polizisten Michel Thoo- 
TiS. 

Dieser ausgesprochen rechtslastige Ak- 
tivist, der Kontakte zu dem (inzwischen 
politisch abgehalfterten) Rechtskatholi- 
ken Philippe de Villiers unterhielt oder 
noch hält, verfügt auch über Beziehungen 
in der israelischen Security-und Rüs- 
tungsbranche — und zur mehr oder minder 
rechtsradikalen israelischen Partei ‚Israel 
Beitenou‘ (Israel Unser Haus). 

Es handelt sich um die Partei des um- 
strittenen Außenministers Avigdor Lie- 
berman. bhs 


Vgl. dazu hitp://www.atlantico.fr/ 
decryptage/marine-pen-presidente-front- 
national-en-israel-66789.html 


:ausländer- und asylpolitik 


Frontex-Mandat 


Brüsser. Bei der Abstimmung im Innen- 
ausschuss über die Änderungsvorschläge 
für das Frontex-Mandat haben wir die 
meisten Punkte verloren: wir haben keine 
Mehrheit gefunden für unsere Forderun- 
gen, die Zuständigkeiten bei Frontex bes- 
ser zu klären, Frontex bei der Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten herauszu- 
halten, den Verbleib von abgeschobenen 
MigrantInnen zu monitoren u. v. a. m. 

Erfolg hatten wir bei einigen Anträgen, 
die sich auf Menschenrechte bezogen. So 
sollen Frontex-Einsätze abgebrochen wer- 
den, wenn Menschenrechtsverletzungen 
stattfinden; ein Beratungsgremium soll 
Frontex in Sachen Menschenrechte bera- 
ten und die Abschiebeaktionen sollen von 
unabhängiger Stelle gemonitort werden. 
Außerdem soll das Parlament besser infor- 
miert werden. Jetzt geht der Berichterstat- 
ter von der EVP mit diesem Votum in die 
Verhandlungen mit Rat und Kommission. 

Des Weiteren gab es eine Diskussion 
über die finanzielle Vorausschau, also die 
mehrjährige Haushaltsplanung für nach 
2013. Die Generaldirektion der Kommis- 
sion für Inneres möchte Fonds, die mo- 
mentan existieren, zusammen legen, so 
dass es nur noch zwei Fonds geben würde: 
einen für Migration (umfasst die bisheri- 
gen Fonds für Flüchtlinge, Integration und 
Rückkehr) und einen für Sicherheit und 
Grenzschutz. Wir sind hier noch skeptisch, 
ob die Zusammenlegung nicht auch eine 
Verwischung der unterschiedlichen Auf- 
gabengebiete darstellen könnte. Außerdem 
will die GD Inneres zusätzliches Geld für 
die externe Dimension ihres Politikfeldes 
bekommen. Das halte ich für sinnvoll, da 
es momentan Gelder aus der Entwick- 
lungszusammenarbeit sind, die für die 
Umsetzung von Rückübernahmeabkom- 
men, Training von Grenzbeamten in Dritt- 
staaten etc genutzt werden. Der Prozess 
zur Erstellung der finanziellen Voraus- 
schau ist natürlich noch lange nicht abge- 
schlossen und wird uns noch eine Weile 
erhalten bleiben. 

Außerdem gab es im Ausschuss eine 
Orientierungsabstimmung über die Ver- 
fahrensrichtlinie. Ergebnis dieser Abstim- 
mung ist: die Rechte der Minderjährigen 
sollen gestärkt werden, sexuelle 
Orientierung und sexuelle Identität sollen 
stärker beachtet werden. Wir konnten eine 
Mehrheit für unsere eigenen grünen Ände- 
rungsanträge, die VertreterInnen von Men- 
schen- und Bürgerrechtsorganisationen 
den Zugang zu AsylbewerberInnen er- 
leichtern soll, gewinnen. Außerdem will 
die Mehrheit im Ausschuss, dass Organi- 
sationen den AsylbewerberInnen Unter- 
stützung bei rechtlichen Fragen bieten, der 
Zugang zu kostenlosem, rechtlichem Bei- 
stand soll vereinfacht werden, bei Perso- 
nen mit speziellen Bedürfnissen soll ein 


kostenloser Beistand sogar verpflichtend 
werden. Bei der Ablehnung eines Antrags 
muss der/die AsylbewerberIn über die 
Gründe und die Möglichkeiten Einspruch 
zu erheben informiert werden. Der Aus- 
schuss hat dafür gestimmt, dass für das 
Einlegen von Berufung europaweit eine 
Frist von 45 Tagen (30 bei Schnellverfah- 
ren) gelten soll. 
Quelle: Committee of Civil Liberties, 
Justice and Home Affairs (LIBE) des 
Europäischen Parlaments I 


Freier Zugang zu medizini- 
scher Versorgung für Men- 


schen ohne Papiere 
MÜNCHEN/BRÜSSEL, DEN 23.3.2011. Am 
22. März übergaben Ärzte der Welt und 
das HUMA-Netzwerk die Petition „Freier 
Zugang zur medizinischen Versorgung für 
Menschen ohne Papiere“ dem Europäi- 
schen Parlament. Ziel der im Mai 2010 
von Ärzte der Welt initiierten Erklärung ist 
es, Barrieren beim Zugang zur Gesund- 
heitsversorgung zu beseitigen, die in den 
meisten Ländern der Europäischen Union 
für Menschen ohne Aufenthaltstitel beste- 
hen. Die Petition wurde von 141 Verbän- 
den und Organisationen in Europa, die 
über drei Millionen Beschäftigte des Ge- 
sundheitswesens repräsentieren und auch 
Einzelpersonen, unterzeichnet — darunter 
das Standing Committee of European 
Doctors (CPME). In Deutschland wird die 
Initiative von der Bundesärztekammer, 
PRO ASYL, IPPNW, VDÄÄ sowie von 
Dr. Monika Hauser, Alternative Nobel- 
preisträgerin 2008 und von Tom Königs, 
MdB (Bündnis 90 / Die Grünen, Vorsit- 
zender des Ausschusses für Menschen- 
rechte und humanitäre Hilfe), unterstützt. 

Bei der Übergabe der Erklärung im Eu- 
ropäischen Parlament bezog sich Läszlö 
Bencze, der Repräsentant der ungarischen 
EU-Ratspräsidentschaft auf die Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union und 
bekräftigte, „dass das Recht zur Gesund- 
heitsversorgung und zur Inanspruchnahme 
medizinischer Dienste ein Grundrecht für 
jeden ist.“ 

Auch für Menschen ohne Papiere in 
Deutschland ist es schwer, Zugang zu einer 
adäquaten Gesundheitsversorgung zu be- 
kommen. Restriktive Gesetzgebungen, ad- 
ministrative Barrieren und die häufig anzu- 
treffende Diskriminierung der Betroffenen 
in Einrichtungen des Gesundheitswesens 
halten viele Betroffene davon ab, sich im 
Krankheitsfall behandeln zu lassen. 

Der Erfolg der Erklärung spiegelte sich 
auch in der Rede von Dr. Parvanova, MEP, 
wieder: „Das Recht auf Gesundheit für 
alle und die Verringerung von gesundheit- 
licher Ungleichheit hat für die Institutio- 
nen der EU einen höheren Stellenwert be- 
kommen.“ Einen Etappensieg gibt es 


schon zu verbuchen: Das Europäische Par- 
lament verabschiedete am 8. März 2011 
eine Resolution zum „Abbau gesundheitli- 
cher Ungleichheit in der EU“. Mit der Re- 
solution fordert das Parlament die Mit- 
gliedsstaaten auf, Ungleichheiten beim 
Zugang zur Gesundheitsversorgung, de- 
nen Menschen ohne Papiere gegenüberste- 
hen, anzugehen. 

Europäische Erklärung 24.3.11, 


www.huma-network.org Il 


ABOLISH - Kampagne ge- 
gen diskriminierende Flücht- 


lingsgesetze 

An über 20 Orten (Augsburg, Berlin, 
Braunschweig, Dresden, Freiburg, Gif- 
horn, Göttingen, Hamburg, Hannover, 
Heidelberg, Hennigsdorf, Herzberg, Hil- 
desheim, Köln, Leipzig, Mainz, Mann- 
heim, München, Nürnberg, Oberursel, Os- 
nabrück/Bramsche, Passau, Regensburg, 
Rostock, Tübingen, Unna, Wittenberg, 
Würzburg, Zella-Mehlis) hat am 22. März 
mit Demonstrationen, Kundgebungen, 
Straßenaktionen und Pressekonferenzen 
die bundesweite Kampagne „ABOLISH — 
diskriminierende Gesetze gegen Flüchtlin- 
ge abschaffen!“ gestartet. Unter anderem 
gab es einen gemeinsamen Protest des 
„Ihe Voice Refugee Forum“ und der Be- 
wohnerInnen des Flüchtlingslagers Zella- 
Mehlis/Thüringen, eine Demonstration 
durch München zu den Parteizentralen 
von FDP, SPD und Grünen und eine 
Kundgebung im Innenhof des Landrats- 
amtes Oberursel/Hessen. Weitere Aktio- 
nen sind in den kommenden Tagen ge- 
plant: So rufen Flüchtlinge für Donners- 
tag, 24. März, unter dem Motto „break iso- 
lation“ zu einer Kundgebung in Gif- 
horn/Niedersachsen und zu einer Demons- 
tration in Meiningen/Thüringen auf, eine 
weitere Demonstration findet am Samstag, 
26. März in Nürnberg statt. 

Ziel der ABOLISH-Kampagne ist die 
Abschaffung diskriminierender Gesetze 
gegen Flüchtlinge, wie des sogenannten 
Asylbewerberleistungsgesetzes (Asyl- 
bLG) und der die Beschränkung der Be- 
wegungsfreiheit von Flüchtlingen durch 
„Residenzpflicht“. Denn diese Gesetze 
bilden den rechtlichen Rahmen für die ent- 
würdigenden Lebensbedingungen, gegen 
die Flüchtlinge in vielen Lagern in ganz 
Deutschland seit über einem Jahr mit öf- 
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fentlichen Protesten, Hungerstreiks und 
Essenspaketeboykott ankämpfen. „Wir ha- 
ben letzten Winter gestreikt, weil wir in 
unserem Lager in Niederbayern so isoliert 
leben, dass wir bald verrückt werden. Hier 
ist nichts außer Wald. Wir können nicht ar- 
beiten, wir können nicht von hier weg. Ich 
kann noch nicht einmal mein Essen selbst 
kaufen. Jeder Tag ist gleich, ohne Verände- 
rung und ohne Hoffnung. Aber wir wollen 
als Menschen leben - das steht uns genau- 
so zu wie den Deutschen. Darum müssen 
jetzt die Gesetze, die uns unmenschlich 
behandeln, abgeschafft werden”, betont 
Suldan Abdallah aus Somalia, der in ei- 
nem Lager in Böbrach im Bayerischen 
Wald untergebracht ist. 

Mit der Demonstration in Meiningen/ 
Thüringen am 24. März wollen die 170 
Flüchtlinge aus dem Lager in Zella-Mehlis 
gemeinsam mit „The Voice Refugee Fo- 
rum“ beim zuständigen Landratsamt die 
Schließung des Lagers und die Unterbrin- 
gung in Wohnungen durchsetzen, zumal 
dieses Jahr die Verträge mit der Lagerbe- 
treiberfirma auslaufen. „Wir wollen der 
Welt mitteilen, dass unsere Situation Tag 
für Tag schlechter wird, vor allem im Win- 
ter, wenn wir zusätzlich unter der Kälte 
leiden. Wir leben in einem alten Lager mit 
veralteten Türen, kaputten Fenstern, 
Schimmel in den Zimmern, Duschen, Toi- 
letten und Fluren — der Schimmel ist über- 
all. (...). Eine Erlaubnis zum Arzt zu ge- 
hen, bekommen wir nicht (...). Wir sind 
isoliert von der Welt — einschließlich al- 
lem, was ‚Isolation‘ bedeuten kann. Wir 
werden bestraft, bloß weil wir hier in 
Deutschland Asyl suchen.“, bringen die 
Flüchtlinge aus Zella-Mehlis in einer Re- 
solution ihre unerträgliche Situation auf 
den Punkt. 

Am gleichen Tag wollen in 
Gifhorn/Niedersachsen die BewohnerlIn- 
nen des Flüchtlingslagers Meinersen ne- 
ben den unerträglichen Lebens- und 
Wohnbedingungen auch die Schikanen 
und Drohungen der Ausländerbehörde des 
Landkreises Gifhorn in den Fokus rücken, 
von der sich die Flüchtlinge durch massive 
Abschiebebedrohung sowie die notorische 
Verweigerung von Reiseerlaubnissen ter- 
rorisiert sehen. ‚„‚Wir haben es satt, von der 
Ausländerbehörde schikaniert und am 
Ende als Betrüger_innen abgestempelt zu 
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=# werden. Wir müssen 
diesen andauernden 
Skandal beenden!“, so 
die Flüchtlinge aus 
Gifhorn in ihrer Erklä- 
rung. 

Die Flüchtlingspro- 
teste in Meiningen so- 
wie in Gifhorm er- 

scheinen umso dring- 
| licher vor dem Hinter- 
grund zweier alarmie- 
render Todesfälle: In 
Zella-Mehlis/Land- 
kreis Meiningen ver- 
starb der 32-jährige Ruslan Yatskevich aus 
Weißrussland im November 2008 unter 
ungeklärten Umständen, nachdem er vor 
dem Hintergrund regelmäßiger Abschie- 
beandrohungen in den Wald geflüchtet 
war. In Gifhorn nahm sich der Nepalese 
Shambu Lama am 1. März 2011 das Le- 
ben — am gleichen Tag, an dem ihm durch 
einen Mitarbeiter der Ausländerbehörde 
erneut angedroht wurde, ihn zwei Tage 
später abzuschieben. 

Die protestierenden Flüchtlinge in Zel- 
la-Mehlis/Meiningen und in Gifhorn for- 
dern gemeinsam mit der ABOLISH-Kam- 
pagne: Asylbewerberleistungsgesetz ab- 
schaffen, Residenzplicht abschaffen, sämt- 
liche Formen von institutionalisiertem 
Rassismus abschaffen, rassistische Son- 
dergesetze abschaffen, Abschiebungen 
stoppen. 

Quelle: http://kampagne-abolish.info 
24.3.2011 


AusgeLAGER?t - unmenschli- 
che Unterbringungssituation 


von Flüchtlingen 

Die Flüchtlingsräte in Deutschland haben 
anlässlich der bundesweiten Kampagne 
„abolish! — gegen Ausgrenzung von 
Flüchtlingen“ ein gemeinsames Heft he- 
rausgegeben, dass die Unterbringungssi- 
tuation der Asylsuchenden in Deutschland 
darstellt. 

Dabei wird offensichtlich, dass viele 
Flüchtlinge in Deutschland über Jahre in 
erbärmlichen Zuständen leben. Das Leben 
in Lagern macht diese Menschen krank. 
Nicht selten liegen die Unterkünfte fernab 
von Ortschaften, sind baulich verfallen 
und schlecht an öffentliche Verkehrsmittel 
angebunden. Mehrere Personen, die sich 
zuvor in der Regel nicht kannten, müssen 
sich über Jahre ein kleines Zimmer teilen. 
Beschäftigungsverbote, Gutscheinbezug, 
Kantinenessen und Residenzpflicht, also 
das Verbot, ohne Erlaubnis der Ausländer- 
behörde den Landkreis oder das Bundes- 
land zu verlassen, tun ihr Übriges. Soziale 
Entrechtung, gesellschaftliche Ausgren- 
zung und Perspektivlosigkeit kennzeich- 
nen den Alltag vieler Flüchtlinge in 
Deutschland. 

Die Flüchtlingsräte kritisieren in ihrer 
gemeinsamen Veröffentlichung die zT. 


unmenschliche Unterbringungssituation 
von Asylsuchenden in Deutschland. Dabei 
wird auch deutlich, dass die Lebensum- 
stände der Flüchtlinge von der Politik der 
Bundesländer und der Praxis der Kommu- 
nen abhängt und sehr unterschiedlich sein 
kann. 

Die Veröffentlichung ist u.a. in der Zeit- 
schriftenreihe des Flüchtlingsrat Nieder- 
sachsen als Heft Nr. 133 erschienen und 
als online-Version herunterzuladen unter: 

hitp://www.nds-fluerat.org/wp-content/ 
uploads/2011/03/Heft-133-AusgeLAGERIt3.pdf 

Oder als Druckversion bei den Flücht- 
lingsräten zu bestellen, z. B. beim Flücht- 
lingsrat Niedersachsen, Langer Garten 
23B, 31137 Hildesheim 

Quelle: PM vom 22. März 2011 Flücht- 

lingsrat Niedersachsen e.V. 


Demonstrantinnen fordern 
Absetzung des Leiters der 
Ausländerbehörde Gifhorn 


GIFHORN. Flüchtlinge aus dem Landkreis 
Gifhorn, darunter über 20 BewohnerInnen 
aus dem Lager in Meinersen, protestierten 
zusammen mit der Karawane für die 
Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen, 
The Voice Refugee Forum, Flüchtlingsrat 
Niedersachsen und vielen weiteren Unter- 
stützerInnen am 24. März gegen die dis- 
kriminierenden Sondergesetze, die Flücht- 
linge gesellschaftlich isolieren und ihnen 
ein perspektivloses, prekäres Leben berei- 
ten. 

Die rund 100 DemonstrantInnen ge- 
dachten zudem des nepalesischen Flücht- 
lings Shambu Lama, der sich am 1. März 
in Gifhorn das Leben nahm. Die Demons- 
trantInnen warfen der Ausländerbehörde 
vor, ihn durch permanenten Druck in solch 
eine verzweifelte Lage getrieben zu haben, 
dass er keinen anderen Ausweg als den 
Tod sah. Die Ausländerbehörde hatte 
Shmabu Lama am 1. März angekündigt, 
dass er in zwei Tagen abgeschoben würde. 
Die Ausländerbehörde hielt es nicht für 
nötig, ihn darüber aufzuklären, dass das 
Gericht diese Abschiebung noch verhin- 
dern könnte. Die Erfolgschancen eines 
Eilantrages standen sehr gut, da Shambu 
Lama Vater eines zehn Monate alten deut- 
schen Kindes war. 

Die DemonstrantInnen warfen der Aus- 
länderbehörde vor, Asylsuchende regel- 
mäßig unmenschlich zu behandeln. 
Flüchtlinge berichteten, wie sie regelmä- 
Big mit Abschiebungen bedroht und mit 
Arbeitsverboten und Leistungskürzungen 
unter Druck gesetzt werden, an ihrer Ab- 
schiebung mitzuwirken. Die Ausländerbe- 
hörde des Landkreises Gifhorn setzt das 
Mittel der Leistungskürzungen sehr res- 
triktiv ein. Viele der Flüchtlinge erhalten 
lediglich Gutscheine, das Bargeld wurde 
ihnen zumeist gestrichen. 

Die DemonstrantInnen forderten daher 
die Absetzung des Leiters der Ausländer- 
behörde, Kai Renders, gegen den Diszipli- 


nar- und Strafverfahren laufen. Er habe ei- 
nen Flüchtling rechtswidrig durch Versa- 
gen von Fahrtkosten für einen Arzttermin 
zur Fingerabdrucknahme nötigen wollen. 
Bei einem Bewohner des Wohnheimes in 
Meinersen sei er eigenmächtig, ohne 
Durchsuchungsbefehl und ohne Polizei in 
dessen Zimmer eingedrungen, um es zu 
durchsuchen und zu fotografieren. Außer- 
dem habe er Anträge auf Reisegenehmi- 
gungen zur „Überprüfung“ an den Staats- 
schutz gegeben. 

Eine weitere wesentliche Forderung auf 
der Demonstration war die Schließung des 
Lagers Meinersen und die Unterbringung 
in Wohnungen sowie Geldleistungen statt 
Gutscheine und ein Bleiberecht. 

Quelle: Niedersächsischer 
Flüchtlingsrat 25.3.2011 


Bundesregierung verhöhnt 
Opfer von Zwangsheirat 


BERLIN. „Es ist makaber, wenn die Regie- 
rungskoalition die Verlängerung der Min- 
destehebestandszeit von zwei auf drei Jah- 
re mit einem besseren Schutz der Opfer 
von Zwangsverheiratungen begründet. 
Das ist Heuchelei“, erklärt Sevim Dagde- 
len, migrationspolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Ver- 
abschiedung des Gesetzentwurfs zur Be- 
kämpfung der Zwangsheirat und zum bes- 
seren Schutz der Opfer von Zwangsheirat 
sowie zur Änderung weiterer aufenthalts- 
und asylrechtlicher Vorschriften im Bun- 
destag am 17.3. Dagdelen weiter: 

„Am Montag haben fünf der sieben 
Sachverständigen auf der Anhörung des 
Innenausschusses des Bundestags teilwei- 
se deutliche Kritik gegenüber den meisten 
Regelungen geübt. Darunter auch eine von 
der Koalition geladene Sachverständige. 
Bereits im Vorfeld der Anhörung gab es 
einhellige und noch schärfere Kritik aller 
maßgeblichen Frauenverbände, Men- 
schenrechtsorganisationen, von Rechtsan- 
wältinnen und Rechtsanwälten, Kirchen 
sowie Wohlfahrtsverbänden. Diese richtet 
sich insbesondere gegen die Verlängerung 
der Mindestehebestandszeit, die ineffekti- 
ve Rückkehrregelung für Zwangsverheira- 
tete und die Verschärfungen der Kontrol- 
len zur Integrationskursteilnahme. 

Auch die Koppelung der Aufenthaltsge- 
nehmigung an einen erfolgreichen Ab- 
schluss eines Integrationskurses dient 
nicht der Integration. Wenn es der Regie- 
rungskoalition darum ginge, würde sie das 
parlamentarische Verfahren nicht zu einer 
derartigen Farce verkommen lassen. Statt 
in einem Hau-Ruck-Verfahren das Gesetz 
durch den Bundestag zu peitschen, sollte 
die Koalition Konsequenzen aus der Kritik 
ziehen. Doch offensichtlich will die Bun- 
desregierung noch vor den bevorstehenden 
Landtagswahlen Wahlkampf auf dem Rü- 
cken von Migrantinnen und Migranten 
machen. Das ist Rechtspopulismus per 
Gesetz.“ 


Positionspapier der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag vom 22. März 2011 


Zur Lage der Flüchtlinge in 


Nordafrika 


Mitte Februar 2011 wurden die 

Nachrichten von den Aufständen in 

Tunesien, Ägypten, Jemen und 
Bahrein sowie weiterer Länder in Nord- 
afrika und auf der arabischen Halbinsel 
plötzlich von den Bildern auf Lampedusa 
ankommender Flüchtlinge überschattet. 
Der italienische Innenminister Roberto 
Maroni von der neofaschistischen Lega 
Nord warnte ebenso wie sein Kollege 
Franco Frattini, Außenminister aus der 
rechtspopulistischen Partei „Volk der Frei- 
heit“, vor einem „Exodus biblischen Aus- 
maßes“. 

Die Innen- und Sicherheitspolitiker/in- 
nen der EU beriefen eilig Sondergipfel 
ein, um ihr Vorgehen gegen die „größte 
Flüchtlingswelle aller Zeiten“, welche 
nach Ansicht der Bild-Zeitung drohte, ab- 
zustimmen. Die italienische Regierung 
brachte die Zahl von bis zu 300.000 
Flüchtlingen ins Gespräch, die mittelfris- 
tig nach Europa kommen könnten, falls 
die nordafrikanischen Staaten nach den 
Aufständen nicht weiterhin bei der Flücht- 
lingsabwehr mit der EU und ihren südli- 
chen Mitgliedstaaten kooperieren würden. 
Diese Einschätzung stammt noch aus der 
Zeit vor der militärischen Eskalation des 
Aufstands in Libyen, in dessen Zuge mitt- 
lerweile (7.3.2011) fast 200.000 Men- 
schen — darunter viele Gastarbeiter - in die 
Nachbarstaaten Tunesien und Ägypten 
flohen und den Luftangriffen einer „Koali- 
tion der Willigen“, die weitere Fluchtwel- 
len auslösen werden. 


Bewusst erzeugte Notlage auf Lampe- 
dusa, Handlungsbedarf bei Bürger- 
kriegsflüchtlingen 


Bislang sind 2011 etwa 14.000 Flüchtlin- 
ge aus Nordafrika in Europa angekom- 
men, über 6.000 von ihnen innerhalb we- 
niger Tage Mitte Februar auf der italieni- 
schen Insel Lampedusa. Damit ist weder 
die Frequenz, noch der Umfang der 
Fluchtbewegungen nach Südeuropa nach 
den Umstürzen in Nordafrika bedeutend 
höher als in den Spitzenjahren 2006 bis 
2008, bevor sich mit Libyen die letzte 
nordafrikanische Regierung zur Koopera- 
tion mit der EU und ihrer Grenzschutz- 
agentur FRONTEX entschloss und die 
Fluchtroute über Lampedusa nahezu voll- 
ständig geschlossen wurde. Zuvor waren 
jährlich bis zu 35.000 Flüchtlinge auf 
Lampedusa angekommen, auch damals 
mehrfach tausende innerhalb von wenigen 
Tagen. 

Die humanitäre Notlage auf Lampedusa 
wird bewusst von der italienischen Regie- 
rung und der Grenzschutzagentur FRON- 
TEX erzeugt, indem größeren und sichere- 
ren Schiffen die Einfahrt in italienische 


Hoheitsgewässer untersagt und sämtliche 
aufgegriffenen Flüchtlingsboote trotz der 
Proteste der dortigen Bevölkerung nach 
Lampedusa umgeleitet werden. Diese 
kleine Insel mit knapp 6.000 Einwohnerin- 
nen und Einwohnern und ihren improvi- 
sierten Aufnahmeeinrichtungen ist zwei- 
felsfrei bereits mit wenigen tausend 
Flüchtlingen völlig überfordert, die hinge- 
gen auf Sizilien und erst recht auf dem eu- 
ropäischen Festland kaum ins Gewicht fal- 
len würden. Die italienische Regierung 
nutzt diesen Notstand für ihre rechtspopu- 
listische Mobilmachung und um von der 
EU Zugeständnisse zu erpressen. Die EU- 
Innenpolitiker/innen nehmen ihn hingegen 
als Vorwand für Forderungen nach einer 


Verschärfung der Flüchtlingsabwehr und 
dem weiteren Ausbau der Grenzschutz- 
agentur FRONTEX, welche die nationalen 
Kontrollsysteme ergänzt und erweitert, die 
seit Jahrzehnten auf Abschreckung und 
Kriminalisierung der Migrationsbewegun- 
gen zielen. 

Die Prognosen über angeblich zu be- 
fürchtende Fluchtbewegungen entlarven 
letztlich die Folgen der Europäischen Si- 
cherheits-, Freihandels-, Klima- und Roh- 
stoffpolitik, welche den Menschen in Afri- 
ka die Lebensgrundlagen entzieht. Vor die- 
sem Hintergrund ist und war es die Aufga- 
be der von Deutschland und der EU unter- 
stützten Regierungen in Nordafrika, die ei- 
gene Bevölkerung unter Kontrolle zu brin- 
gen und ebenso wie die Transitmigrantin- 
nen und -migranten von der Ausreise Rich- 
tung Europa abzuhalten. Hierfür wurden 
sie von der EU und ihren Mitgliedsstaaten 
trotz aller Menschenrechtsverletzungen — 
bzw. gerade wegen dieser Menschen- 
rechtsverletzungen — großzügig mit militä- 
rischer und polizeilicher Ausbildungs- und 
Ausstattungshilfe sowie Rüstungsexporten 
bedacht. Der militärische Aufmarsch der 
„Koalition der Willigen“ im Mittelmeer 
und die von dort gestarteten Luftangriffe, 
drohen die Flucht über die libyschen See- 
grenzen unmöglich, zumindest aber noch 
gefährlicher zu machen, da es sich faktisch 
um ein Kriegsgebiet handelt. ie 
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Neben der von der italienischen Regie- 
rung und Frontex bewusst erzeugten huma- 
nitären Notlage auf Lampedusa herrscht in 
den Grenzregionen zwischen Libyen, Tu- 
nesien und Ägypten eine weitere humani- 
täre Notlage, auf die schnell reagiert wer- 
den muss. Hier ist mit weiteren Bürger- 
kriegsflüchtlingen zu rechnen, solange die 
Gefechte und Luftangriffe in Libyen anhal- 
ten und erst recht, wenn es zum Einsatz 
ausländischer Bodentruppen kommen soll- 
te. Der ganz überwiegende Teil der Flücht- 
linge hier hofft nicht auf eine Weiterreise 
nach Europa, sondern auf den Transit in 
ihre Herkunftsländer oder vorübergehen- 
den Schutz bis zu einer Rückkehr nach Li- 
byen. Das UN-Hochkommissariat für 
Flüchtlinge (UNHCR) hat an die Weltge- 
meinschaft appelliert, hunderte von Flug- 
zeugen zur Verfügung zu stellen, um die 
Flüchtlinge in ihre Heimatländer zu evaku- 
ieren, zahlreiche Staaten sind dem bereits 
nachgekommen. Die Bundesregierung hin- 
gegen nutzte die prekäre humanitäre Lage, 
um ihre militärische Präsenz im Mittel- 
meer auszubauen und zu legitimieren, in- 
dem sie aus Libyen geflohene Ägypter/in- 
nen mit Schiffen der Bundeswehr nach 
Ägypten transportierte. In den Flüchtlings- 
lagern an den libyschen Grenzen besteht 
dringender Bedarf an humanitärer Sofort- 
hilfe, insbesondere an sanitären Anlagen 
und medizinischer Versorgung. 

Großer Gefahr sind weiterhin Flücht- 
linge u.a. aus Somalia, Eritrea, aber auch 
aus dem Irak und weiteren Staaten des 
Nahen und Mittleren Ostens ausgesetzt, 
welche auf ihrer Flucht nach Europa Li- 
byen passierten und dort durch die liby- 
schen Repressionsorgane in Aufnahme- 


Trotz Verhaftungswelle: 
Syrischer Flüchtling soll am 
31.3. abgeschoben werden 


MÜNCHEN. Der Yezide und Kurde Mho 
Bahram soll am Donnerstag, den 31.3. von 
München aus abgeschoben werden Für 
den syrischen Staatsangehörigen bedeutet 
dies, dass er in Syrien mit einer sofortigen 
Inhaftierung rechnen muss und dass er von 
seiner Familie getrennt wird. Der Bayeri- 
sche Flüchtlingsrat verurteilt die geplante 
Abschiebung und reichte eine Landtagspe- 
tition ein. 

Währendessen verschärft sich die Lage 
im Folterstaat Syrien immer mehr. Das As- 
sad- Regime geht brutal gegen protestie- 
rende Regimegegner vor und der Geheim- 
dienst beginnt gerade mit einer Verhaf- 
tungswelle. Mehr als 100 DemonstrantIn- 
nen wurden allein in der Stadt Deraa er- 
schossen. Mho Bahram floh vor 11 Jahren 
nach Deutschland, da er als Angehöriger 
der kurdischen und yezidischen Minder- 
heit in Syrien verfolgt und entrechtet ist. 
Sein Asylantrag wurde jedoch abgelehnt 
und Herr Mho seither geduldet. 

Erst mit dem „Rückübernahmeabkom- 
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zentren und Abschiebehaftanstalten fest- 
gesetzt wurden. Insbesondere den Soma- 
lis und Eritreern droht im Zuge des Bür- 
gerkriegs weitere Gewalt, da sie mit 
Söldnern verwechselt werden und rassis- 
tische Vorurteile bereits in der Vergan- 
genheit zu pogromartigen Übergriffen 
geführt haben. Deutschland und die EU 
müssen ihre Verantwortung für das 
Schicksal dieser Menschen anerkennen 
und gegenüber allen Beteiligten den 
Schutz dieser Personen sowie deren si- 
cheren Transit in einen der Nachbarstaa- 
ten oder die EU einfordern. 

Wir fordern von der Bundesregierung: 
D unverzüglich zivile Transportkapazitäten 
zur Verfügung zu stellen, um die Bürger- 
kriegsflüchtlinge aus Ägypten und Tune- 
sien — so sie dies wollen - in ihre Her- 
kunftsländer zu evakuieren sowie den Re- 
gierungen Tunesiens und Ägyptens finan- 
zielle und zivile logistische Unterstützung 
für die Nahrungsmittelversorgung zuzusa- 
gen; 
B unverzüglich humanitäre Soforthilfe zur 
Verfügung zu stellen, um Tunesien und 
Ägypten bei der Aufnahme der Bürger- 
kriegsflüchtlinge zu unterstützen; 
D innerhalb der NATO, der EU und ge- 
genüber ihren europäischen Partnern ihre 
Ablehnung gegen jedes militärische Ein- 
greifen zum Ausdruck zu bringen und 
entsprechend ihr Veto in den genannten 
Organisationen einzulegen; 
D ihre Rüstungsexporte, die Ausbildungs- 
und Ausstattungshilfe sowie sämtliche 
Maßnahmen im Rahmen ihrer „Vorverla- 
gerungsstrategie“ bei der Flüchtlingsab- 
wehr umgehend einzustellen; 
D sich jedem Versuch entgegenzustellen, 


die bewusst erzeugte humanitäre Notlage 
auf Lampedusa für Forderungen nach ei- 
nem weiteren Ausbau der Grenzschutz- 
agentur FRONTEX auszunutzen; 

D sich für eine Änderung des Dublin-II- 
Abkommens einzusetzen, so dass Flücht- 
linge ihr Zufluchtsland weitestgehend 
selbst bestimmen können und ein EU- 
Ausgleichsmechanismus sich an der Grö- 
ße und Wirtschaftskraft der Mitgliedstaa- 
ten orientiert; 

D auf die Einhaltung der Genfer Flüchtlings- 
konventionen, die Auflösung von FRON- 
TEX und den Stopp der Bekämpfung von 
Flüchtlingen und Migranten an und vor den 
EU-Außengrenzen hinzuwirken; 

D ihre Bereitschaft zu erklären, sich an 
der Aufnahme der vom UNHCR in Liby- 
en registrierten Flüchtlinge in Deutsch- 
land zu beteiligen, hierfür mit Organisa- 
tionen wie der Save-me-Kampagne ge- 
genüber der deutschen Bevölkerung zu 
werben und gegenüber ihren Partnern in 
der EU ebenfalls für die Aufnahme von 
Flüchtlingen aus Libyen einzutreten; 

D unter humanitären Gesichtspunkten ge- 
genüber der italienischen Regierung eine 
dezentrale Erstaufnahme der Flüchtlinge 
einzufordern; 

BD im Falle der Flucht einer hohen Zahl 
von libyschen Staatsangehörigen, die die 
afrikanischen Nachbarstaaten überfor- 
dert, selbst Kapazitäten für die Aufnahme 
dieser Flüchtlinge bereit zu stellen. Die 
Bundesregierung soll sich dabei um eine 
Beteiligung möglichst vieler weiterer 
EU-Staaten bemühen. 

Quelle: http://www.linksfraktion.de/ positi- 
onspapiere/positionspapierfluechtlings- 
problematik-aufstaenden-nordafrika/ 


mens“ zwischen Deutschland und Syrien, 
das Anfang 2009 beschlossen wurde, ist 
die Abschiebung möglich geworden. Die 
zuständige Ausländerbehörde in Landshut 
(Bayern) will nun vollziehen und ließ ihn 
inhaftieren. Derzeit befindet er sich in der 
Abschiebehaft in München. Die Frau von 
Herrn Mho und seine drei Kinder befinden 
sich derzeit noch in Deutschland. Sie sind 
aus Angst vor einer Abschiebung unterge- 
taucht. 

In Syrien werden Personen, die sich län- 
ger im Ausland aufgehalten haben, als Re- 
gimegegner eingestuft, die mit westlichen 
Ideen ‚infiziert‘ seien. Zudem wird eine 
Asylantragsstellung häufig als „Be- 
schmutzung des Ansehens Syriens im 
Ausland“ gewertet - eine Straftat. Da Herr 
Mho sich bereits seit 1999 in Deutschland 
befindet, besteht für ihn die große Gefahr, 
inhaftiert zu werden. Darüber hinaus ist er 
als Kurde und Yezide zusätzlich gefährdet, 
da diese Gruppen in Syrien de facto keine 
Bürgerrechte besitzen. Aktuelle Fälle, wie 
der von Familie Naso, bestätigen die akute 
Gefahr im Falle einer Abschiebung. 

Am 1. Februar 2011 wurden der 62-jäh- 
rige Badir und sein 15-jähriger Sohn Anu- 


ar aus Hildesheim in Niedersachsen abge- 
schoben. Die Frau und Tochter von Herrn 
Naso verblieben in Deutschland. Badir 
und Anuar wurden nach der Ankunft in 
Syrien sofort inhaftiert. Sie sind nun wie- 
der auf freiem Fuß, müssen aber mit wei- 
teren Festnahmen rechnen. Auch in ande- 
ren Fällen wurden Inhaftierungen von Ab- 
geschobenen bekannt. Trotzdem will 
Deutschland an dem Ziel festhalten, tau- 
sende Flüchtlinge auf Basis des „Rück- 
übernahmeabkommens“ nach Syrien ab- 
zuschieben. 

„Angesichts der aktuellen Lage in Sy- 
rien muss Deutschland das Rückübernah- 
meabkommen mit Syrien sofort kündigen 
und weitere Abschiebungen nach Syrien 
sofort stoppen“ sagt Agnes Andrae vom 
Bayerischen Flüchtlingsrat. „Für Herrn 
Mho besteht eine akute Gefahr, dass er im 
Falle ei-ner Abschiebung unmittelbar in- 
haftiert wird. Daher ist es untragbar, dass 
die Ausländerbehörde in Landshut ihn 
jetzt abschieben will. Wir fordern das In- 
nenministerium dazu auf, die Abschie- 
bung von Herrn Mho zu stoppen und ihn 
aus der Abschiebehaft frei zu lassen.“ 

Flüchtingsrat Bayern I 


Gedenkfeier zum 66. Jahrestag der Befreiung Wuppertals: 


Ein Denkmal der Namen für Wuppertal 


Am 15. April 2011 jährt sich der Tag der 
Befreiung Wuppertals durch die Truppen 
der US-Army zum 66. Mal. Zu diesem 
Wuppertaler Befreiungstag laden wir in 
Zusammenarbeit mit Gewerkschaften, 
Geschichtsvereinen und Opferverbänden 
Angehörige von Wuppertaler NS-Opfern 
aus den USA, Israel, der Ukraine, Weiß- 
russland, den Niederlanden und aus 
Frankreich nach 
Wuppertal ein. 

Angehörige der er- 
mordeten Wider- 
standskämpferInnen 
aus der Arbeiterbewe- 
gung werden eben- 
falls zur Gedenkfeier 
erwartet. Darüber hi- 
naus bemühen wir 
uns um die Einladung 
von Angehörigen der 
oftmals vergessenen 
NS-Opfer, wie z. B. 
der Wuppertaler 
Roma und Sinti, der 
Zeugen Jehovas, der 
Opfer der Militärjus- 
tiz, der Euthanasie- 
Opfer und von KZ- nenn Weitere 
Ehrengäste sind ehemalige niederländi- 
sche Zwangsarbeiter, Veteranen der US- 
Army, die Wuppertal befreit haben und 
die Angehörigen der Roten Armee, die im 
Veteranenclub der jüdischen Kultusge- 
meinde Wuppertal organisiert sind. 

Am 15. April soll im Beisein der Ange- 
hörigen eine Gedenktafel mit 3.100 Na- 
men Wuppertaler NS-Opfer am kommu- 
nalen Denkmal für die Opfer des Natio- 
nalsozialsmus im Deweerth’schen Garten 
in Wuppertal-Elberfeld enthüllt werden. 
Am Denkmal für die NS-Opfer soll damit 
ein Ort in Wuppertal entstehen, an dem 
die Namen der Getöteten nachgelesen 
werden können und an dem die Opfer ge- 
ehrt werden. 
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66. Jahrestag d 
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U Ein Defkmal_ der Namendfür Wuppertal 
Gedenkfeier 


Digitales interaktives Gedenkbuch 
www.gedenkbuch-wuppertal.de 


Der zweite Schwerpunkt der Gedenkfeier 
am 15. April 2011 ist die Präsentation des 
digitalen und interaktiven Gedenkbuches 
www.gedenkbuch-wuppertal.de, das den 
Opfern des Nationalsozialismus in Wup- 
pertal ihre Namen, ihre Gesichter und — 
soweit möglich - ihre Lebensgeschichten 
wiedergeben soll. Als 
Inspiration für das Pro- 
jekt diente vor allem das 
„Denkmal der Namen“ 
in Villach und die „Mau- 
er der Namen“ (le mur 
des Noms) im Memorial 
de la Shoah in Paris. 
Zum ersten Mal im deut- 
schen Sprachraum ent- 
steht damit im Internet 
ein Gedenkbuch, das ex- 
plizit alle Opfergruppen 
berücksichtigt. Das digi- 
tale Gedenkbuch ent- 
steht mithilfe interakti- 

r „Web 2.0“-Anwen- 
dungen. Es wird in deut- 
scher, russischer und 
englischer Sprache online veröffentlicht 
und soll den internationalen Austausch 
und die Kommunikation mit Angehöri- 
gen der NS-Opfer und WissenschaftlerIn- 
nen befördern. 


Mitarbeit am interaktiven Gedenk- 
buch 


Während das Schicksal der Wuppertaler 
Juden, der ermordeten Angehörigen der 
Arbeiterbewegung und des kirchlichen 
Widerstands weitgehend erforscht ist, 
gibt es über die (vergessenen) Opfergrup- 
pen wie z. B. die Roma und Sinti, die 
Zeugen Jehovas, die als „Asoziale“, „Ar- 
beitsscheue“ oder „Berufsverbrecher“ ins 
KZ verschleppten Gefangenen, die „Eut- 
hanasie“-Opfer, über Homosexuelle, De- 
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Freitag 15. April 2011 ab 15:00 Uhr im 
Deweerth’schen Garten am Denkmal für die 
NS-Opfer: 

Gedenktafel-Enthüllung und Präsentation des interakti- 
ven und digitalen Gedenkbuchs für die NS-Opfer aus 
Wuppertal - www.gedenkbuch-wuppertal.de 

Es sprechen: Prof. Dr. Heinz Sünker, Bergische Universi- 
tät Wuppertal; Peter Jung, Oberbürgermeister der Stadt 
Wuppertal; Jacques Altmann, Paris, UDA, Resistance- 
Kämpfer und Auschwitz-Überlebender; Marianne 
Hecht-Wieber, VVN-BdA und Tochter des Widerstands- 
kämpfers Emil Löhde; Roman Franz, Vorsitzender des 
Landesverbandes Sinti und Roma NRW; Ulrich Tesch, 
Angehöriger von einem Wuppertaler Euthanasieopfer; 
Jürgen Stamm, ehemaliger 1. Bevollmächtigter der IG 
Metall Stuttgart 

Kulturprogramm im Festzelt mit: Roswita Dasch, Uli 
Klan und Erhard Ufermann; ab 18:00 Uhr Konzert mit 
Microphone Mafia 


serteure und ZwangsarbeiterInnen kaum 
verlässliche und öffentlich zugängliche 
Informationen. Das wollen wir mit dem 
digitalen und interaktiven Gedenkbuch 
ändern. 

Unsere Einladung richtet sich zum ei- 
nen an die Familienangehörigen der 
Wuppertaler NS-Opfer. Helfen Sie, den 
Lebensgeschichten ihrer Angehörigen 
eine würdige Form zu geben. Zum ande- 
ren bitten wir die verschiedenen enga- 
gierten Einzelpersonen, Vereine, Kirchen 
und Verbände, LehrerInnen und Dozen- 
tInnen, StudentInnen und SchülerInnen 
um Mithilfe bei Recherche und Formulie- 
rung der einzelnen Biographien. Glückli- 
cherweise haben engagierte Bürger und 
Verbände den Kontakt zu den Wupperta- 
ler NS-Opfern und ihren Familien in aller 
Welt gehalten. Es sind dabei über die Jah- 
re vielfältige historische Materialien, 
Briefwechsel, Fotos und Filme entstan- 
den. Wir möchten dazu einladen, Ihr Wis- 
sen, Ihre Recherchen, Ihre Fotos und Er- 
innerungen an die Wuppertaler NS-Opfer 
mit uns und der Öffentlichkeit zu teilen. 
Das Gedenkbuch wird interaktiv sein, 
und wartet auf Ihre Biographien, Doku- 
mente, Briefe und Fotos. 

Kontakt: 
www.wuppertaler-widerstand.de 
info@wuppertaler-widerstand.de 

Verein zur Erforschung der sozialen Be- 
wegungen im Wuppertal e.V., NS-Spuren- 
suche in Wuppertal e.V., Center for Inter- 
national Studies in Social Policy and So- 

cial Services der Bergischen Universität 
Wuppertal, DGB Wuppertal, Else Lasker 
Schüler Gesellschaft, IG Metall Wupper- 

tal, Landesverband deutscher Sinti und 

Roma NRW, Stolpersteine in Wuppertal 

e.V, VVN-BdA Wuppertal I 


Gefördert von: Barmenia Versicherung; Bundespro- 
gramm „VIELFALT TUT GUT. Jugend für Vielfalt, To- 
leranz und Demokratie”; Deutsche Bank AG Wup- 
pertal; DGB Wuppertal; Hans Böckler Stiftung; IG 
Metall Wuppertal; Ökofonds Bündnis 90 DIE GRÜ- 
NEN NRW;Rosa Luxemburg-Stiftung; Stadtsparkas- 
se Wuppertal; Stiftung Erinnerung, Landau; Stiftung 
„Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ (EVZ) 
Berlin; Stiftung Kalkwerke Oetelshofen; Stiftung W.; 
Verdi Wuppertal. 
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:aus der rechten presse 


Chaos in der Regierung? 


Junge Freiheit Nr. 13/11 vom 
25. März 2011 
Chefredakteur Dieter Stein beschuldigt 
die Bundeskanzlerin des Opportunismus. 
Die Bundesregierung hätte das Moratori- 
um nicht beschließen dürfen, damit habe 
sie alle Grundsätze über Bord geworfen. 
Denn nicht das grauenhafte, von Men- 
schen zu verantwortende Unglück in Fu- 
kushima verlangt nach politischen Reak- 
tionen, sondern Stein meint, die Regie- 
rung habe sich von einem „hysterischen 
Medienrummel“ dazu treiben lassen, die 
Energiepolitik zu ändern. 

In der gleichen Ausgabe veröffentlicht 
das Blatt einen Aufsatz, in dem die Ge- 
fahren der Atomenergie beschworen wer- 
den. Und der ehemalige Grünen-Politiker 
Oswald Metzger, der 2007 zur CDU 
wechselte, gibt dem Blatt ein Interview 
und behauptet, die Laufzeitverlängerung 
sei in der CDU ganz unbeliebt gewesen. 
Metzger hofft auf neue schwarz-grüne 
Gelegenheiten: „Sie werden sehen, wie 
schnell man sich wieder annähert, wenn 
es nur darauf ankommt.“ Worauf es an- 
kommt, erläutert Metzger nicht. 

Der Leitartikel dieser Ausgabe widmet 
sich der „visionären Literatur“ und 
schafft dem Blatt mal wieder Gelegen- 
heit, vorgebliche islamische Gefahr zu 
beschwören. Das Blatt bezieht sich auf 
einen französischen Roman aus den sieb- 
ziger Jahren, der erzählt, wie hunderttau- 
sende hungernde Inder in Europa einfal- 
len, das dies widerstandslos über sich er- 
gehen lässt. Dies nimmt das Blatt ohne 
Umstände zum Anlass, daraus eine 
„kombinierte Zeitbombe aus demografi- 
scher Entwicklung und der Einwande- 
rung nichtassimilierbarer, besonders 
muslimischer Massen“ zu machen. Da 
dies bekanntermaßen nicht der Realität 
entspricht — der Wegzug von Migranten 
aus der Bundesrepublik ist inzwischen 


größer als der Zuzug — muss man sich 
fragen, wie der Autor zu dieser Erkennt- 
nis gelangt. Dabei hilft vielleicht ein Zitat 
aus dem Aufsatz: „Ohne Emotionen gibt 
es keine Erkenntnis, die in die Eingewei- 
de vordringt und einen Ansporn zur Tat 
setzt.“ 

Wer seine Synapsen in den Eingewei- 
den wirken lässt, muss die Realität nicht 
zur Kenntnis nehmen. 


Dem Blatt kommt der 
konservative Hintergrund 


abhanden 
Junge Freiheit Nr. 14/11 
vom 1. April 2011 
Der Wahlausgang in Rheinland-Pfalz und 
Baden-Württemberg ist für das Blatt in 
mehrfacher Hinsicht bedeutend: Zum ei- 
nen hoffte die Redaktion immer mal wie- 
der, dass sich aus enttäuschten CDU-Mit- 
gliedern eine neue, wirksame rechte Par- 
tei entwickeln könnte. 

Zum anderen ist das Abschneiden der 
Republikaner in Baden-Württemberg 
(1,1 %) und Rheinland-Pfalz (0,8 %) so 
niedrig, dass wenig Aussicht besteht auf 
die Herausbildung einer solchen Partei. 
Die REPs setzen nun verstärkt auf eine 
Kooperation mit den Pro-Truppen um 
Markus Beisicht, auch wenn sie sich da- 
bei aufgeben müssen. 

Das Blatt zitiert den Republikaner-Vor- 
sitzenden Schlierer mit der Feststellung, 
es sei nicht sicher, ob die Republikaner 
noch einmal unter ihrem Namen kandi- 
dieren werden. In Berlin unterstütze man 
die Kandidatur von Pro Berlin. 

Die CDU indes begebe sich in die „to- 
tale Kapitulation“ titelt das Blatt und 
Chefredakteur Dieter Stein fordert mal 
wieder die Bildung einer Partei, die sich 
„Sarrazins Programm“ zu eigen machen 
soll. Aus der Union sei solches nicht zu 
erwarten. 
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Voigt in Erklärungsnöten 
Angesichts des verpassten Einzugs in den 
Landtag von Sachsen-Anhalt und der ma- 
geren Wahlergebnisse in Rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg für die nun mit 
der DVU vereinigte NPD versucht sich 
der Bundesvorsitzende Udo Voigt in 
Schadensbegrenzung: „Gut 80 Prozent 
der Bevölkerung stimmten bislang den 
Thesen Sarrazins zu“, so Voigt, und wo 
doch „die Kompetenz der NPD“ vor al- 
lem der Ausländer- und Asylpolitik liege, 
wieso blieben da die Wahlerfolge aus? 
Um diesen Fragen nachzugehen, kündigt 
Voigt eine Sondersitzung des Parteivor- 
standes mit allen Landesvorsitzenden an, 
Thema: „Wahlanalysen und Folgerungen 
für die künftige strategische inhaltliche 
Ausrichtung der NPD“. 

Inhaltlich fällt ihm dann aber nichts 
Neues ein: „Für mich gibt es in der Politik 
allerdings Prinzipien in der Frage der deut- 
schen Souveränität, der Überfremdung, 
sowie dem Bekenntnis zum Abstam- 
mungsprinzip und der Tatsache, daß sozial 
eben nur national geht.“ Die Ursache der 
Wahlschlappe ist auch schnell festge- 
macht: „Die jüngsten Stimmenzugewinne 
der multikulturellen Blockparteien basie- 


Wahlergebnisse in Baden-Württemberg 
REP 56.723, 1,1 %, 2006: 100.081, 2,5 % 
NPD 48.209, 1,0 %, 2006: 29.219, 0,7 % 


Wahlergebnisse in Rheinland-Pfalz 

REP 15.626, 08 % 

NPD 20.562, 1,1 % 

Das mag in Prozentzahlen wenig sein, 
sind aber immer noch 140.000 Stimmen 
zu viel... 


ren auf dem Unglück der Menschen ange- 
sichts einer unberechenbaren Naturkata- 
strophe“. 

Das wahlkämpfende Parteivolk lobt er 
mit den blumigen Worten „Was unsere 
Aktivisten und Spender an Opfern für un- 
sere nationale Sache erbrachten, war das 
Lebenselixier für unsere Wahlkämpfe vor 
Ort, um den diabolischen Kräften der Ver- 
derbnis entgegentreten zu können.“ Wo 
diese diabolischen Kräfte zu verorten sind, 
wird auch gleich festgeklopft: „Während 
sich viele unserer Spender den Euro regel- 
recht vom Munde absparten und unsere 
Wahlhelfer teilweise bis zum Umfallen ar- 
beiteten, schütten jene politischen Kräfte, 
die jede nationale Regung als Bedrohung 
ihrer gut dotierten Statthalterolle begrei- 
fen, Millionen und Abermillionen in Um- 
erziehungsprogramme wie den ‚Kampf 
gegen Rechts‘.... Es ist in der Tat ein un- 
gleicher Kampf, den wir in einem Klima 
der Angst zu führen haben.“ Am Ende 
dann noch die üblichen Durchhalteparo- 
len: „Wer, wenn nicht die NPD, ist die 
Kraft, die das deutsche Volk aus der Ver- 
Halten Sie der deut- 
schen Sache ihre unverbrüchliche 
Treue...“ Quelle: website der NPDDM 


